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1. Einleitung 

Die Berliner Beratungs- und Ombudsstelle Jugendhilfe (BBO Jugendhilfe) nahm im April 2014 ihre 

Arbeit auf.  Aufgabe dieser vom Berliner Senat und Bezirken finanzierten Stelle ist es über Rechte 

und Verfahren in der Jugendhilfe aufzuklären, um junge Menschen und ihre Familien in 

Konfliktfällen im Bereich der erzieherischen Hilfen zu unterstützen. Angeboten wird eine 

unabhängige, für die Betroffenen kostenfreie und vertrauliche Beratung. Junge Menschen und ihre 

Familien können sich an die Fachkräfte der BBO Jugendhilfe wenden, wenn sie ihre Rechte nicht 

hinreichend geachtet sehen.1 

Formen ombudschaftlicher Beratung in der Jugendhilfe gibt es in der Bundesrepublik seit Anfang der 

2000er Jahre. Die BBO Jugendhilfe war 2014 jedoch die erste unabhängige Ombudsstelle in der 

Bundesrepublik, die mit öffentlichen Mitteln finanziert wurde. In der Zwischenzeit gibt es auch in 

anderen Bundesländern projektbezogene Förderungen mit öffentlichen Mitteln. Die BBO Jugendhilfe 

hat somit nicht nur für Berlin, sondern auch für das Bundesgebiet eine Modellfunktion. Sie kann  auf 

den vielfältigen Erfahrungen aufbauen, die insbesondere der Träger des Modellprojekts, der Berliner 

Rechtshilfefonds Jugendhilfe e. V. (BRJ) in über 13 Jahren überwiegend ehrenamtlich getragener 

Arbeit in Berlin gemacht hat.2 

Die Laufzeit der Modellphase endet zum 31.12.2017. Im Vertrag zwischen dem Träger BRJ und dem 

Berliner Senat wurde eine externe Evaluation vereinbart, deren Ergebnisse zur Frage des 

Weiterbestehens wie auch der Weiterentwicklung beitragen sollen. Das Institut für Praxisforschung 

und Projektberatung (IPP) hat im April 2015 in einer Expertise3 untersucht, wie eine sinnvolle 

Evaluation aussehen kann und einen Vorschlag mit mehreren Optionen vorgelegt. Der Fachbeirat, 

der zur Begleitung des Modellprojekts eingerichtet wurde, hat die Durchführung entsprechend der 

Expertise empfohlen. Nach längeren Verhandlungen und der Suche nach Drittmittelgebern hat sich 

der Berliner Senat bereit erklärt, die Basissumme für die Finanzierung der vorgeschlagenen 

Evaluation zu übernehmen. Das IPP wurde zum 1.1.2016 vom BRJ beauftragt, diese externe 

Evaluation mit einer Laufzeit von 24 Monaten durchzuführen. 

 

  

                                                           

1
 Vgl. Internetauftritt der BBO Jugendhilfe (aufgerufen 20.3.2017), http://www.bbo-jugendhilfe.de/ 

2
 Smessaert, A. / Fritschle, U.: Ombudschaftliche Beratung hilft! Wie die BBO Jugendhilfe Betroffene unterstützt, ihre 

Rechte in der Kinder- und Jugendhilfe zu erkennen und selbst durchzusetzen. In: Zeitschrift für Jugendkriminalrecht und 

Jugendhilfe (ZJJ) 4/2015, Schwerpunktheft „Anwaltschaft, Verteidigung, Ombudschaft, S. 359-363 
3
 Florian Straus, Renate Höfer (2015) Expertise zu einer Evaluation der Berliner Beschwerde- und Ombudsstelle Jugendhilfe. 

München: IPP-Bericht 
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Dieser Zwischenbericht ist eine Mischung aus Sach- und Ergebnisbericht. Er informiert über die Art 

der begonnenen Evaluation, die bisher durchgeführten empirischen Schritte und über erste 

Ergebnisse. In allen qualitativen wie quantitativen Evaluationsmodulen gibt es noch laufende 

empirische Erhebungen. In diesem Stadium der Evaluation ist lediglich eine Prognose möglich, 

inwieweit folgende vereinbarte Erfolgskriterien erreicht werden können:  

 Es gibt eine ausreichende Zahl von Nutzer*innen, die von den Angeboten der BBO profitieren 

(Erfolgskriterium Erfolg und Nutzer*innenzufriedenheit - Priorität 14). 

 Die BBO wird zu einer bekannten, akzeptierten Einrichtung der Berliner 
Jugendhilfelandschaft, die weiter unabhängig im Jugendhilfesystem verankert ist 
(Erfolgskriterium Bekanntheit und Akzeptanz - Priorität 2). 
 

Zum dritten vereinbarten Erfolgskriterium „Die Beteiligungs- und Beschwerdekultur in der Berliner 

Kinder- und Jugendhilfe entwickelt sich fachlich weiter“ wurde bereits in der Expertise darauf 

hingewiesen, dass die Bewertungsstandards hier erst in Ansätzen entwickelt sind, aber dennoch 

versucht wird, Angaben zu erhalten. In dem vorliegenden Zwischenbericht kann zum derzeitigen 

Stand zum dritten Erfolgskriterium noch keine Aussage getroffen werden.  

Ombudschaftliche Beratungen erfolgen in einem vielfältigen Geflecht von institutionellen Bezügen, 

zwischen Leistungsgewährung und Leistungserbringung sowie den Anspruchsberechtigten (Kindern, 

Jugendlichen, jungen Erwachsenen und ihrem Familiensystem)5. Die rechtliche Basis bildet das 

ambitionierte achte Sozialgesetzbuch aus dem Jahr 1990, das den Betroffenen im Unterschied zur 

früheren Gesetzgebung deutlich mehr Rechte eingeräumt hat und Partizipation zu einem zentralen 

Strukturelement der Kinder- und Jugendhilfe erklärte. Die Idee ombudschaftlicher Beratung mag im 

SGB VIII angelegt sein, sie ist aber bis heute (noch) nicht explizit verankert.6 All dies zusammen 

beschreibt komplexe Rahmenbedingungen, die entsprechend intensiver Analysen bedürfen. Dies 

kann in einem Zwischenbericht jedoch nur bedingt geleistet werden. Der bisherige Stand ermöglicht 

weitgehend nur deskriptive Analysen. Die aus der Evaluation resultierenden Implikationen für 

ombudschaftliche Ansätze in der Berliner Jugendhilfe und Weiterentwicklung der Jugendhilfe 

insgesamt erfolgen erst  im Abschlussbericht, der Ende dieses Jahres vorgelegt wird. 7 

 
München April 2017 
Dr. Florian Straus 
Dr. Renate Höfer 
Gerhard Hackenschmied  

                                                           

4
 Die Kriterien sind nicht gleichgewichtig, sondern noch einmal wie im Angebot des IPP vorgeschlagen priorisiert worden. 

5
 Es gibt mehrere Akteure. Dies liegt an der Vierecksituation, in der die Jugendhilfeleistungen normalerweise stattfinden. 

Neben den Leistungserbringern (in Berlin in der Regel freie Träger) und dem Leistungsgewährer (den jeweiligen 
Jugendämtern) gibt es die direkten Adressaten der Leistung (die jungen Menschen und ihre Familien). Letztere bilden 
jedoch keine homogene Gruppe und können sehr unterschiedliche Interessen haben. Alle vier Gruppierungen sind im 
Konzept der BBO als Zielgruppe benannt. 
6
 In dem derzeit diskutierten Regierungsentwurf zum SGB VIII ist die Möglichkeit  einer ombudschaftlichen Beratungsstelle 

oder vergleichbarer Strukturen im neu eingefügten §9a enthalten. 
7
 Mit Unterstützung von Andreas Weber und Sonja Mende. 
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2. Entwicklung der BBO Jugendhilfe und Evaluationsauftrag IPP 

Zum Auftrag der BBO Jugendhilfe: Im Konzept der BBO Jugendhilfe wurden zwei Aufgabenfelder 

festgeschrieben. Zum einen die Beratungsarbeit für Ratsuchende bei Konflikten und Beschwerden im 

Bereich der Leistungsgewährung sowie der Leistungserbringung und zum andern der fachliche 

Austausch mit den Akteuren der öffentlichen und freien Jugendhilfe über die (Weiter-)Entwicklung 

einer Beschwerdekultur in der Berliner Kinder- und Jugendhilfe.  

Im Zentrum der Beratungsprozesse steht, laut Konzept, die Information, Beratung und Vermittlung 

bei Konflikten zwischen den Hilfe beantragenden jungen Menschen und ihren Familien auf der einen 

Seite und den professionellen Fachkräften der Jugendhilfe auf der anderen Seite. Ausgangspunkt für 

die Einleitung eines Bratungsprozesses ist die Klärung, ob der Fall von der BBO übernommen 

werden kann: 

 Fälle, für die die BBO zuständig ist: Hilfen zur Erziehung (§§ 27 ff. SGB VIII), 

Eingliederungshilfe für seelisch behinderte Kinder und Jugendliche (§ 35a SGB VIII), Hilfen für 

junge Volljährige (§ 41 SGB VIII) oder gemeinsame Wohnformen für Mütter/Väter (§ 19 SGB 

VIII) 

 Fälle, für die BBO nicht zuständig ist: Familiengerichtliche Verfahren, Schlichtung von 

Konflikten außerhalb der Leistungsgewährung und -erbringung von Individualhilfen im 

Bereich der Hilfen zur Erziehung, § 13 SGB VIII (Jugendberufshilfe), allgemeine 

Jugendberatung 

 

In den Beratungsfällen geht es vor allem um drei Aspekte: 

 Orientierungsberatung (Aufklärung über Rechte, Rechtsansprüche und Verfahrenswege) 

 Vermittlung (Bei Konflikt- und Beschwerdefälle mit Bezug auf Individualhilfen der Kinder- 

und Jugendhilfe versucht die BBO zwischen den Positionen der Ratsuchenden und des 

Jugendamtes sowie der freien Träger zu vermitteln) 

 Überleitung in regelhafte Beschwerdeverfahren (Widerspruchsverfahren, 

Dienstaufsichtsbeschwerde, Petitionsmöglichkeiten) 

 

Neben Beratungsfällen im Bereich der Hilfen zur Erziehung gibt es als zweiten Bereich die gezielte 

Weiterverweisung bei den sogenannten Lotsenfällen. Hier übernimmt die BBO Jugendhilfe keine 

Beratungsaufgabe im engeren Sinne, sondern vermittelt die Anfragenden an die zuständigen Stellen. 

Das vielfältige Anfragenspektrum erfordert die genaue Zuordnung zu möglichen Beratungsangeboten 

und umfasst zeitintensive Recherchen nach aktuell geeigneten Beratungsangeboten. Hier geht es 

beispielsweise um Anfragen zu materiellen Hilfen aus dem Bereich der Existenzsicherung und Sorge- 

und Umgangsstreitigkeiten. Hinzu kommen im Bereich der Lotsenfälle noch nicht fallbezogene 

Anfragen von Einrichtungen und Institutionen. 

 



   

 

6 IPP 2017 

Schwerpunktsetzungen im Verlauf des Modellprojekts: Die personelle Ausstattung der BBO 

Jugendhilfe umfasst 2,4 Vollzeitstellen, die anteilig auf eine Stelle für die Projektleitung 

(35  Std./Woche) und zwei Mitarbeiter*innenstellen (jeweils 30 Std./Woche) verteilt wurden. Zudem 

wird die Ombudsstelle von einer Verwaltungskraft mit einer halben Stellen (20 Std./Woche) 

unterstützt. Nach einer kurzen Aufbauphase der Stelle wurde im Juni 2014 begonnen Klienten zu 

beraten.  

Von Anfang an stellte sich die Stellenbesetzung als Herausforderung dar, da es sich bei der 

Ombudschaft um eine neues Arbeitsfeld in der Kinder- und Jugendhilfe handelt. Somit war der 

Aufbau eines stabilen Teams aufgrund des spezifischen Aufgabenfeldes während des 

Projektzeitraums zeitweise sehr aufwendig. Bei der Stellenbesetzung kam es 2014 zu Verzögerungen 

sowie 2016 zu Mitarbeiterwechseln.8 Die inhaltliche und organisatorische Einarbeitung der neuen 

Mitarbeiter*innen wurde entsprechend der vielfältigen ombudschaftlichen Arbeitsbereiche intensiv 

durchgeführt.  

Der Personalwechsel und die Bearbeitung einer doppelt so hohen Anzahl von Anfragen 

(ca. 200 Anfragen jährlich) als bei der Ausstattungsvereinbarung zugrunde gelegt wurde (ca. 100 –

 120 Anfragen) hatten u.a. zur Folge, dass die geplante Öffentlichkeitsarbeit und der Fachaustausch 

zur  Weiterentwicklung der Berliner Beschwerdekultur in der Priorität zeitweise zurück gestellt 

werden mussten. Priorität hatten die bereits in der Anfangsphase zahlreichen Anfragen von 

Klient*innen und der Anspruch ohne Warteliste beraten zu können. Die Erreichbarkeit während der 

Sprechzeiten und die hohen Standards der ombudschaftlichen Beratungsarbeit waren kontinuierlich 

gewährleistet. 

 

Auftrag der Evaluation an das IPP: Die seit 1.1.2016 durchgeführte Evaluation zeichnet sich durch 

folgende fünf Eckpunkte aus:   

(1) Es gibt ein definiertes Erhebungsprofil, das zugleich offen und flexibel ist: Die im Folgenden 

dargestellten Evaluationsschritte enthalten somit klare Vorgaben zur Zielsetzung und zum Ablauf der 

Evaluation, sind aber zugleich so offen, dass auch neue Entwicklungen/Fragen mit aufgenommen 

werden können. Dies gilt auch für das geplante methodische Design. 

(2) Es gibt Elemente formativer und summativer Evaluation: Die Ergebnisse werden für die 

fortlaufende Optimierung des Projektverlaufs der BBO Jugendhilfe und die Modellbewertung, auch 

unter der Perspektive der Überlegungen zur Weiterfinanzierung, genutzt. Zwischen der BBO 

Jugendhilfe und dem IPP gibt es mindestens zweimal im Jahr einen Austausch zum Stand der 

Evaluation. 

                                                           

8
 Dennoch konnten im Bereich der Beratungsarbeit der stetige Anstieg der Beratungsanfragen und die Qualität der 

Beratungsarbeit durch verschiedene Maßnahmen sichergestellt werden (z. B. Einsatz von ehrenamtlichen Berater*innen 
bzw. Honorarkräften, Umschichtung von Stellenanteilen).  
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(3) Methoden- und Perspektiventriangulation: In der Durchführung der Evaluation gibt es mehrere 

methodische Zugänge und eine Verschränkung von quantitativen und qualitativen Verfahren sowie 

die Erhebung der verschiedenen Perspektiven der beteiligten Personen/Institutionen. 

(4) Zeitraum zwei Jahre: Evaluationsvorhaben sollen so rechtzeitig begonnen und abgeschlossen 

werden, dass ihre Ergebnisse in anstehende Entscheidungsprozesse bzw. Verbesserungsprozesse 

einfließen können. Deshalb wurde ein Zwischenbericht für das erste Quartal vereinbart und der 

Endbericht zur Abschlusstagung im Dezember 2017. 

(5) Finanzierung: Mit den vorhandenen Finanzmitteln von 40 000€ lässt sich eine sinnvolle Form der 

Evaluation durchführen, allerdings bewegt sich der Finanzierungsrahmen damit an der unteren 

Grenze der in der Expertise von 2015, vorgeschlagenen Optionen. 

 

3. Design und Stand der empirischen Umsetzung  

Die benannte Verschränkung von qualitativer und quantitativer Sozialforschung wird im Folgenden 

kurz vorgestellt. Erwähnt werden auch die in der Zwischenzeit vorgenommenen Anpassungen im 

methodischen Vorgehen. 

 

 

Abbildung 1: Evaluationsdesign der Studie 

  



   

 

8 IPP 2017 

3.1 Quantitative Erhebungsschritte  

Es gibt drei quantitativ orientierte Analysen: 

(1) Sekundäranalysen von Falldaten aus der Datenbank der BBO 

Die oben schon erwähnte Sekundäranalyse der bis zum Beginn der Evaluation durchgeführten 

Fälle. Die Basis bildet die BBO-interne Falldokumentation (160-180 Fälle). Ziel ist eine 

differenzierte Typologie der Fälle nach unterschiedlichen Kriterien. Die erste Sekundäranalyse 

wurde mit den Daten von 2014-2016 durchgeführt.9 Die zweite erfolgt im Herbst 2017. 

(2) Befragung von Ratsuchenden (PSB/Jugendliche/Vormünder etc.)  

Für einen Großteil der Fälle10 wird dies als ein retrospektiver Blick auf das Beratungsergebnis 

und dessen biographischer Bedeutung (weitere Jugendhilfebiographie/Verselbständigung) 

erfolgen. Die ursprünglich geplante schriftliche Befragung konnte aufgrund fehlender 

Einverständniserklärungen nicht realisiert werden.11 Stattdessen wird es nun telefonische 

Interviews geben. Aus der Datenbank wird zufällig ausgewählt eine 30 Prozent Stichprobe 

gezogen. Diese Fälle werden von der BBO Jugendhilfekontaktiert und um ihr Einverständnis zu 

einer telefonischen Befragung durch das IPP gebeten. Wir gehen davon aus, dass sich daraus 50-

80 Telefoninterviews realisieren lassen. Die Telefoninterviews werden in drei Wellen in 2017 

(April - Juni - September) stattfinden. 

(3) Schriftliche Befragung von Fachkräften in der Jugendhilfe  

Ziel ist es, zum Zeitpunkt der Befragung den Grad der Bekanntheit, Akzeptanz und des Ansehens 

bzw. Rufs des Modellprojekts zu erheben. Dabei geht es auch darum, ob bereits direkte 

Erfahrungen mit der BBO Jugendhilfe bzw. mit Fällen, in denen die BBO Jugendhilfe involviert 

war, existieren.  Befragt werden : 

 RSD - Mitarbeiter*innen der öffentlichen Jugendhilfe, die in der direkten Fallarbeit mit der 

potenziellen Klientel der BBO Jugendhilfe stehen. Hier wird eine Vollerhebung in allen 12 

Berliner Jugendämtern geben. Die erste Hälfte der Bezirke wurde im Zeitraum Dezember 

2016/Januar 2017 befragt. Die zweite Hälfte wird im Juni 2017 befragt.  

 Mitarbeiter*innen der freien Jugendhilfe. Hier wird aus einer von der Berliner 

Senatsverwaltung zur Verfügung gestellten Liste12 eine Stichprobe an Einrichtungen 

gezogen.  

Befragt werden sollen insgesamt ca. 800 Jugendhilfemitarbeiter*innen. 

                                                           

9
 Da die Daten für 2016 erst Ende Januar zur Verfügung standen, verbleibt die Sekundäranalyse in diesem Bericht auf einer 

weitgehend deskriptiven Ebene. 
10

 Für diese werden zwischen der Beratung und der Befragung mehrere Monate vergangen sein. Nur für jene, deren 
Beratung erst in der zweiten Jahreshälfte 2016 erfolgt ist, wird der Zeitraum zur Befragung kürzer sein.  
11

 Da die Kontaktaufnahme der Klientel häufig über das Telefon erfolgt. 
12

 Ursprünglich war geplant die Befragung bei den freien Trägern der Jugendhilfe parallel zu der in den Jugendämtern 

durchzuführen. Die Jugendämter sollten die freien Träger benennen, die bei ihnen HzE Fälle übernehmen. Aufgrund der 
Beratung mit Fachvertreter*innen und der Sorge vor zu vielen Doppelnennungen wurde dies zu dem oben genannten 
Vorschlag verändert. 
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3.2 Qualitative Erhebungsschritte 

Durchgeführt werden 17 qualitativ orientierte Fallanalysen. Dahinter steht die Idee, sowohl zum 

Beratungsprozess als auch zu dessen Ergebnissen empirische Anhaltspunkte zu gewinnen und vor 

allem bei komplexen Fallkonstellationen die Sichtweise von mehreren Beteiligten zu erhalten. Die 

Fallanalysen lassen sich drei unterschiedlichen Typen zuordnen: 

Typ Fallanalysen Typ A Fallanalysen Typ B Fallanalysen Typ C 

Fokus Beratungsverlauf Ergebnis/Wirkung der 
Beratung  
 

Vermittlungsprozess: 
Komplexe Fallverläufe, in 
denen es zu einer Vermittlung 
zwischen Ratsuchenden und 
Fachkräften (Leistungs-
gewährern und Leistungs-
erbringern) kommt. 

Zeitpunkt 
der 
Interviews 

Kurz nach Ende der 
Beratung 

Frühestens 6 Monate nach 
Ende der Beratung 
 

Wenn möglich, zeitnah an der 
Beratung 

Interviews 
mit 

Ratsuchenden (Jugendliche, 
PSB, Vormünder etc.) und 
den BBO-Fachkräften  

Ratsuchenden (Jugendlichen, 
PSB, Vormünder etc.) 

Jugendlichen/PSB, 
Fachkräften der Jugendämter 
oder/und einem freien Träger 
und den BBO-Fachkräfte 
 

Zahl an 
Fallstudien 

6 6 5 

Geplante 
Interviews 

12 6 (+6) 20 

Tabelle 1: Typen der Fallanalyse 

 

Alle Interviews werden transkribiert, mit MAXQDA ausgewertet und analysiert. Bis zum Zeitpunkt des 

Zwischenberichts wurden 8 Fallanalysen und 20 Interviews durchgeführt. 

 

3.3 Gruppendiskussion 

Was folgt aus den Ergebnissen für die weitere Finanzierung und die Durchführung der 

ombudschaftlichen Beratung in der Berliner Jugendhilfe? Welche Konsequenzen haben die 

Ergebnisse für die Weiterentwicklung der Berliner Beschwerdekultur? Dazu wird eine 

Gruppendiskussion mit Leitungs- und Fachkräften der öffentlichen und freien Jugendhilfe und 

Fachpolitiker*innen durchgeführt. Diese Gruppendiskussion zu den Konsequenzen aus der Studie 

wird im Herbst 2017 erfolgen. 
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4. Wen erreicht die BBO Jugendhilfe durch ihre Beratungsarbeit  

Der folgenden  Darstellung liegen die statistischen Daten von 2016 zugrunde. Teilweise gibt es einen 

Vergleich zu den Daten von 2015. Die BBO Jugendhilfe erfasst ihre Fälle in einer für ihre Zwecke 

weiterentwickelten Datenbank, auf der Grundlage der bisherigen internen statistischen 

Erfassungskriterien der ombudschaftlichen Beratung des BRJ. Aufgrund der Erfahrungen im 

Modellprojekt wurde die Datenbank  in einigen Bereichen 2016 neu justiert.13 

Aus datenschutzrechtlichen Gründen werden in der Datenbank der BBO Jugendhilfe keine 

weitergehenden Sozialdaten wie schulische Bildung, berufliche Stellung, Einkommen etc. erfasst. Es 

werden aber allgemeine Daten erhoben, welche Personengruppen mit welchen Anliegen, über 

welche Wege zur BBO Jugendhilfe gekommen sind sowie zum Alter und Geschlecht der betroffenen 

jungen Menschen. 

4.1 Wie viele Personen richten Anfragen an die BBO? 

Im Jahr 2016 sind bei der BBO Jugendhilfe 220 Anfragen eingegangen. Bei diesen Anfragen handelte 

es sich um  134 Beratungsfälle im engeren Sinn und um 86 sogenannte Lotsenfälle. 

 

Abbildung 2: Beratungsfälle 2016 - Angaben betreffen die Zahl der Fälle 

 

Bei letzteren übernimmt die BBO Jugendhilfe eine Weitervermittlungsrolle. Diese Lotsenfälle 

schlüsseln sich nochmals auf in: 

 60 Anfragen zu anderen Rechtsgebieten 

 13 Anfragen zu Umgangs- und Sorgerecht 

 13 Anfragen anderer Bundesländer 

                                                           

13
 Eine Auswertung der Daten über den Gesamtzeitraum erfordert eine „Harmonisierung“ der beiden Datenbanken 

2014/15 und 2016 und wird für den Endbericht erfolgen. 

 

86 

134 

Lotsenfälle

Beratungsfälle i.e.S.
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Nimmt man die 134 Personen mit Beratungsbedarf zu Konflikten im HzE-Bereich zeigt sich gegenüber 

2015 und 2014 eine Steigerung.  

 

       

Abbildung 3: Vergleich der Beratungsfälle 2014-2016
14

 

Von den im jeweiligen Beratungsfall betroffenen jungen Menschen waren 2016 knapp zwei Drittel 

männlich und 38,5 Prozent weiblich. Dies entspricht in der Tendenz der Geschlechterverteilung in der 

Jugendhilfestatistik (männlich 55,8 Prozent, weiblich 44,2 Prozent). 

Insgesamt sind in den Fällen der BBO Jugendhilfe alle Altersgruppen vertreten. Die am häufigsten 

vertretene Altersgruppe war die der 17-jährigen und älteren, die demnächst die Volljährigkeit 

erreichen bzw. bereits erreicht haben (38,9 Prozent). Bereits bei der Ombudsarbeit des BRJ war diese 

Altersgruppe stets die am häufigsten beratene Gruppe.15  Eine weitere starke Gruppe bei der BBO 

Jugendhilfe bilden die 13 bis 16-jährigen mit 28,2 Prozent. Insgesamt sind die männlichen 

Betroffenen mit durchschnittlich 14,2 Jahre etwas älter als die weiblichen mit durchschnittlich 12,5 

Jahre.  

 

       Abbildung 4: Altersverteilung nach Geschlecht (N=129, Angaben in Prozent) 

 

                                                           

14
 Im Jahr 2014 wurden die ersten Beratungen im Juni begonnen. 

15
 Nadine Fröbe, Ulrike Urban-Stahl (2009). 8 Jahre Ombudschaft in der Jugendhilfe: Erfahrungen und Entwicklungen. 

Erschienen in Dialog Erziehungshilfe, Ausgabe 3/2010. Und der Anteil hat auch in der Beratungsarbeit des BRJ danach 
weiter zugenommen (siehe BRJ Jugendhilfe e.V. (2012) 10 Jahre Ombudschaft in der Berliner Jugendhilfe, S. 13) 
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Vergleicht man die Verteilung mit jener von 2015 zeigen sich zwar kleinere Veränderungen. Die 
Relation zwischen den Altersgruppen ist jedoch stabil.  
 

 2015 2016 

Bis 6 Jahre 14,7 16,8 

7 - 12 Jahre 26,6 16,0 

13 - 16 Jahre 19,6 28,2 

17 und älter 39,2 38,9 

Tabelle 2: Vergleich der Altersgruppen der Kinder, Jugendlichen und jungen Erwachsenen 2015/16 

 

Die überdurchschnittliche Repräsentanz der Altersgruppe der 17-jährigen und älteren verwundert 

nicht. Diese Gruppe junger Erwachsener ist in der Jugendhilfe einem besonderen Druck ausgesetzt 

(Beendigung der Hilfen, parallel Übergänge in mehrere Alltagsbereiche) und benötigt in besonderem 

Maße Informationen und Beratung über ihre Rechte und Möglichkeiten der Unterstützung beim 

Übergang ins Erwachsenenleben. „Für die meisten Care Leaver in Deutschland steht die Beendigung 

der Stationären Erziehungshilfe und der damit verbundene Übergang in ein selbstständiges Leben 

zwischen dem 18. und 19. Lebensjahr an, da die möglichen Leistungen im Rahmen der Hilfen für 

junge Volljährige (vgl. § 41 SGB VIII) häufig nicht ausgeschöpft werden.“16 Gemeint sind Jugendämter, 

die versuchen diese Altersgruppe in andere Hilfesysteme zu verweisen und die ihnen damit 

gesetzliche Jugendhilfeleistungen vorenthalten.  

 

4.2 Wer hat sich an die BBO Jugendhilfe gewandt? 

Insgesamt hat sich ein breites Spektrum an Personen, wie der betreuende Träger, einzelne 

Fachkräfte aus Einrichtungen, Pflegepersonen und vor allem Personen aus dem familialen Umfeld 

wie Kindsmutter/-vater und Großeltern sowie andere Verwandte, an die BBO Jugendhilfe mit 

Unterstützungsfragen gewandt.17 

Die Hauptgruppe an Unterstützungsanfragen an die BBO Jugendhilfe erfolgte aus dem familialen 

Bereich, dabei vor allem von den Müttern (32,8 Prozent),  den betroffenen jungen Menschen selbst 

(10,4 Prozent) und in einigen wenigen Fällen vom Vater (3 Prozent)  oder den Großeltern bzw. 

anderen Verwandten (4,5 Prozent). Ferner haben in einigen Fällen Pflegepersonen (6  Prozent) 

Kontakt mit der BBO Jugendhilfe aufgenommen. 

                                                           

16
 Düring, Diana, Zeller, Maren (2014). Care Leaver - Übergänge ins Erwachsenenleben. In: Forum Erziehungshilfen, Care 

Leaver – Übergänge ins Erwachsenenleben, herausgegeben von der IGFH. 20. Jahrgang 3/2014. Beltz Juventa: 20. Jg., H. 
3:130. 
17

 Einzelne Fachkräfte meint Fachkräfte anderer Institutionen, die den jungen Menschen nicht im Rahmen von HzE 
betreuen (Schulsozialarbeiter, Lehrer, andere Beratungsstellen) - also in einem institutionellen Verhältnis zur/zum 
Betroffenen stehen. Hinter der Kategorie „Ankerpersonen“ sind Freunde, Nachbar*innen und andere Verwandte gemeint, 
die also in einem privaten Verhältnis zur/zum Betroffenen stehen. 
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            Abbildung 5: Der Erstkontakt erfolgte über -  (N=134, Angaben in Prozent) 

 
Etwa ein Drittel der Anfragen kam entweder vermittelt über den betreuenden Jugendhilfeträger 

(19,4 Prozent) oder von einzelnen Fachkräften einer Einrichtung (14,9 Prozent). In allen Fällen gilt, 

dass es primär keine Anfragen der Einrichtungen oder der Fachkraft sind, sondern diese selbst wieder 

als Vermittler für die Betroffenen agiert haben.  

Vergleicht man die Entwicklung von 2015 zu 2016 zeigen sich geringe Unterschiede. Es sind 

Zunahmen festzustellen: 

 bei den Kindsmüttern mit einem Plus von 7,8 Prozent (immer im Vergleich zu 2015) 

 bei Fachkräften aus Einrichtungen (+ 3,2 Prozent) 

 bei der Gruppe der Erstkontakte über die betreuenden Träger (+2,4 Prozent) 
 

Einen Rückgang sieht man bei:  

 den Großeltern (-1,5 Prozent) 

 den jungen Menschen (-5,6 Prozent) 

 und den Pflegepersonen (-7,0 Prozent) 
 

Erst mit den Zahlen für das dritte Jahr wird man erkennen, ob sich dahinter wirklich ein Trend 

verbirgt oder ob es sich eher um zufällige Schwankungen handelt. 

Der Anteil der jungen Menschen, die sich selbst gemeldet hatten, war auch bei der 

ombudschaftlichen Beratung im Rahmen des  BRJ Jugendhilfe e.V. über die Jahre unverändert, in 

ähnlicher Höhe, geblieben18. Im Abschlussbericht wird die Frage näher untersucht, wie es gelingen 

kann diesen Anteil zu erhöhen.  

In allen Fällen, in denen sich Fachkräfte oder Träger der Jugendhilfe an die BBO Jugendhilfe gewandt 

haben ging es nicht um Fragen der Fachkräfte, sondern um Anliegen von Kindern, Jugendlichen und 

jungen Erwachsenen, die stellvertretend formuliert wurden. 

                                                           

18
 BRJ Jugendhilfe e.V. (2012) 10 Jahre Ombudschaft in der Berliner Jugendhilfe. S. 14 (http://brj-berlin.de/wp-

content/uploads/2014/03/Berliner_Rechtshilfefonds_Jugendhilfe_e._V.__10-Jahre-Ombudschaft.pdf, 23.3.2017) 

http://brj-berlin.de/wp-content/uploads/2014/03/Berliner_Rechtshilfefonds_Jugendhilfe_e._V.__10-Jahre-Ombudschaft.pdf
http://brj-berlin.de/wp-content/uploads/2014/03/Berliner_Rechtshilfefonds_Jugendhilfe_e._V.__10-Jahre-Ombudschaft.pdf
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4.3 Woher haben die Klienten von der BBO Jugendhilfe erfahren? 

Betrachtet man die Informationswege, die letztlich zur Beratung bei der BBO Jugendhilfe geführt hat, 

fallen zwei Aspekte  auf: 

 Die geringe Rolle, die bisher die Jugendämter bei der Verweisung auf das ombudschaftliche 

Beratungsangebot  eingenommen haben. Nur jede/jeder zwanzigste/r Klient*in kommt über 

eine entsprechende Information eines/r Jugendamtsmitarbeiter*in. 

 Im Unterschied dazu kommen viele (fast die Hälfte aller) Klient*innen über einen Hinweis des  

freien Trägers. 

 

Abbildung 6: Woher haben Sie von der BBO Jugendhilfe erfahren? (N=134, Angaben in Prozent) 

 

Auch über das eigene Netzwerk und vor allem durch eigene Recherche im Netz  ist in etwa jede/jeder 

vierte Betroffene auf die BBO Jugendhilfe gestoßen.  

 

Es wird eine der Aufgaben der Berliner Jugendhilfe für die nächste Zukunft sein, auf die 

Möglichkeiten der ombudschaftlichen Beratung stärker aufmerksam zu machen. Aufgabe der BBO 

Jugendhilfe ist es, die bisher mit allen Akteur*innen abgestimmte „Top-Down“ - 

Informationsstrategie um entsprechende „Bottom-up“ - Strategien zu ergänzen. Entsprechende 

Schritte wie die Verbreitung von Flyern, die sich direkt an junge Menschen wenden, sind in 

Vorbereitung. Da es allgemein in der Bevölkerung, bei den jungen betroffenen Menschen und bei 

ihren Eltern noch zu wenig Wissen darüber gibt, dass und wo man sich Hilfe im Konfliktfall holen 

kann, und angesichts der (noch) geringen Verweispraxis des Jugendamts scheint es auch besonders 

notwendig zu sein, die Öffentlichkeitsarbeit deutlich zu erweitern19 und dabei auch den bislang „sehr 

basalen“ Internetauftritt der BBO Jugendhilfe zu verbessern.  

 

                                                           

19
 Dies kann mit einem deutlichen Anstieg der Fallzahlen einhergehen. 
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4.4 In welchem Kontext wurde die Beratungsanfrage gestellt? 

Die Frage nach dem Kontext der Beratungsanfrage soll mit Blick auf drei Aspekte beantwortet 

werden. Der erste betrifft den Anteil von Anfragen zu Leistungsgewährung und/oder 

Leistungserbringung. Hier ist bisher die Antwort eindeutig. Der weit überwiegende Teil der Anfragen 

an die BBO Jugendhilfe betrifft die von den Jugendämtern verantwortete Leistungsgewährung. 

Dahingestellt bleibt zunächst, ob dies damit zusammenhängt, dass:  

1. die Ratsuchenden tatsächlich mehr Probleme im Prozess der Leistungsgewährung sehen, 

2. die inzwischen rechtlich vorgeschriebenen einrichtungsinternen Beschwerdeverfahren in der 

stationären Jugendhilfe besser greifen als die der Jugendämter oder 

3. es schlicht daran liegt, dass die meisten Kinder und Jugendlichen in den stationären und 

ambulanten Jugendhilfeeinrichtungen kein Wissen darüber haben, dass es eine unabhängige 

Ombudsstelle überhaupt gibt. 

 

 

Abbildung 7: Beratungsanfragen nach Leistungsgewährung und -erbringung (N=134, Angaben in Prozent) 

Der zweite Aspekt unter dem wir die Anliegen der Ratsuchenden betrachten, betrifft die rechtliche 

Zuordnung der Anliegen. Hier gibt es einerseits eine breite Palette der Paragraphen des SGB VIII, 

denen die Anfragen der Klient*innen zugeordnet werden können, anderseits zeigen sich darin zwei 

klare Schwerpunkte. Der erste betrifft § 27 in Verbindung mit  § 34 stationäre Unterbringung. 41 der 

in 2016 beratenen Fälle gehören zu diesem Rechtskreis. Der zweite Schwerpunkt betrifft § 41 in 

Verbindung mit ambulanten und stationären Hilfeformen (§ 33, § 34, § 35, § 35a, § 35a+§ 33), sowie 

Fragen der Zuständigkeit und Kostenheranziehung. Die Fälle nach § 41 und § 42 bzw. § 42/UMF sind 

etwas gestiegen. Ansonsten zeigt sich gegenüber 2015 ein nahezu unverändertes Bild. 
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Abbildung 8: Anliegen der Ratsuchenden nach dem SGB VIII (N=134, Angaben in Prozent) 

 

Der dritte Aspekt betrifft das Ziel der Anliegen der Ratsuchenden gegenüber der öffentlichen 

Jugendhilfe. Hier zeichnen sich zwei größere Bereiche ab. Der erste Bereich bezieht sich auf den 

Wunsch nach mehr Beteiligung. Im SGB VIII betrifft diese insbesondere § 5 Wunsch- und Wahlrecht 

und den Hilfeplanprozess nach § 36. Ein Drittel der Anliegen aller Ratsuchenden im Bereich der 

Leistungsgewährung haben hier ihren Fokus.20 

Der zweite Bereich umfasst Anliegen, in denen es um gewährte bzw. nicht gewährte Hilfen geht. In 

etwa einem Viertel der Anliegen (27,6 Prozent) geht es dabei um die Gewährung neuer Hilfen vom 

Jugendamt, bei jedem zehnten Anliegen sind die Hilfen strittig bzw. geht es um die Fortführung von 

Hilfen. Nur in wenigen Anliegen geht es um andere Hilfen oder um eine Beendigung von Hilfen. 

 

Abbildung 9: Anliegen der Betroffenen gegenüber Jugendamt  (N=134, MFN, Angaben in Prozent) 

                                                           

20
 Der Blick in die Daten zeigt, wer ein Anliegen zum Wunsch- und Wahlrecht formulierte  hatte meistens auch eines zur 

Frage der Umsetzung des Hilfeplans - nicht aber umgekehrt. 
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Weitere Anliegen betreffen die Klärung von Zuständigkeiten im Amt bzw. auch 

Zuständigkeitstreitigkeiten zwischen Jugendämtern. Jedes zehnte Anliegen hat hier seinen Fokus. Bei 

jedem siebten Verfahren stehen finanzielle Fragen (z.B. Kostenheranziehung, Taschen-

geldregelungen) im Vordergrund. 

Gegenüber den Leistungserbringern hatten die Betroffenen weniger Anliegen formuliert. Es ging 

dabei um eine Abhilfe diverser Beschwerden. Diese betrafen Umgangs-/Besuchskontakte bzw. -

regelungen, Probleme der Privatsphäre, Taschengeldgewährung, eine mangelhafte pädagogische 

Betreuung sowie Probleme in der Kommunikation mit der Einrichtung.  

 

4.5 In welchem Setting findet die Beratung statt?  

Die individuelle Fallberatung erfolgt, so das Konzept,  nach einem mehrstufigen, für die Betroffenen 

transparenten Konzept. Im ersten, meist telefonischen Gespräch, wird bereits ausführlich das 

Anliegen der Anrufer*innen geklärt und die Arbeitsweise und Möglichkeiten der BBO Jugendhilfe 

geschildert. Alle weiteren Schritte (gemeinsames persönliches Gespräch mit den betroffenen 

Kindern/Jugendlichen/PSB) werden vorab abgesprochen. Telefonate mit dem/der zuständigen 

Sozialarbeiter*in des Jugendamtes, mit Vormündern oder eine Begleitung zu Hilfeplangesprächen 

etc. erfolgen ausschließlich auf Wunsch der Betroffenen.  

Die Datenbank der BBO Jugendhilfe lässt für 2016 Aussagen zum Beratungssetting zu, aber erst 2017 

wird die Erfassung des zeitlichen Aufwands möglich sein, der häufig beträchtlich ist, wenn es um 

komplexe Fälle geht, bei denen die Konflikte mit dem Jugendamt bereits schon länger andauern und 

oft nicht schnell zu klären sind (siehe dazu auch den im fünften Abschnitt dargestellten Fall).  

Erstkontakt: Der Erstkontakt mit der BBO Jugendhilfe erfolgte in der Mehrzahl der Fälle telefonisch 

(78,1 Prozent) und nur in wenigen Fällen über E-Mail (11,7 Prozent) oder persönlich (10,2 Prozent).  

Weitere Beratungskontakte: In fast 80  Prozent der Fälle wurden weitere Kontakte vereinbart. In der 

Hälfte dieser Fälle mit mehreren Kontakten kam es auch zu face-to-face Beratungen. Die persönliche 

Beratung fand bei fast allen Gesprächen nach dem Vier-Augen-Prinzip, also mit einer/einem Co-

Berater*in statt.  

Wie das im nächsten Abschnitt beschriebene Fallbeispiel von Frau Geiger zeigt, kann es im 

Beratungsprozess zu einer Vielzahl von Telefonaten und Email-Kontakten kommen. Zudem gibt es 

wie im Fall Geiger auch die Möglichkeit, das BBO Jugendhilfe Mitarbeiter*innen die Ratsuchenden 

mehrfach zu Hilfeplankonferenzen begleiten. 

Fallreflexion: Die Mehrzahl der Fälle (59 Prozent) wurde im Team reflektiert und bei einigen Fällen 

(11,2 Prozent) wurden Fallreflexionen auch mit externen Expert*innen durchgeführt.  Bei den Fällen 

ohne Fallreflexion im Team handelt es sich größtenteils um einmalige Telefonkontakte. 
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4.6 Welche Unterstützungsleistungen durch die BBO Jugendhilfe sind 

erfolgt? 

Die in der Datenbank erfassten Unterstützungsleistungen zeigen sowohl das Spektrum der 

Tätigkeiten wie auch ihre Schwerpunkte. So erfolgt die Vermittlung von Wissen zur den rechtlichen 

und organisatorischen Hintergründen der Jugendhilfe in nahezu allen Fällen. Eine rein rechtliche 

Information gab es nur in drei Fällen. Eine Unterstützung bei der Formulierung einer 

Klagebegründung, bzw. Unterstützung bei der Klage und/oder Vermittlung eines Anwalts war in 2016 

in keinem Fall Gegenstand von Beratung und Begleitung bei der BBO. Im Jahr davor gab es einen 

einzigen Fall. Dies ist umso bemerkenswerter, als sich viele der gegenüber der BBO Jugendhilfe vorab 

geäußerten Bedenken in diese Richtung bewegten (Klagewelle gegen die Jugendhilfe). Das 

Qualitätskriterium, das die außergerichtliche Vermittlung stets Vorrang vor gerichtlichen Schritten 

hat, findet in der praktischen Arbeit nachweislich seine Anwendung.  

Eine weitere zentrale Hilfeleistung ist es, den Betroffenen zu ermöglichen ihre Anliegen selbstständig 

zu formulieren (53,4 Prozent). Darin drückt sich die Haltung der BBO Jugendhilfe aus, dass die 

Klient*innen vor allem darin unterstützt werden, sich aktiv um ihre Anliegen zu kümmern und diese 

soweit wie möglich auch selbstständig vor den Institutionen vertreten zu können. Statt weiterer 

Ohnmachtserfahrungen geht es darum die Ratsuchenden wieder zu selbstbestimmtem Handeln zu 

ermutigen.  

Eine stellvertretende Artikulation gegenüber dem Jugendamt bzw. einem freien Träger übernahmen 

die Mitarbeiter*innen der BBO Jugendhilfe folglich eher seltener: in 18 Fällen (16 gegenüber dem 

Jugendamt und zwei gegenüber einem freien Träger). Ähnliches gilt für die Unterstützung bei der 

Formulierung von schriftlichen Anträgen (N=16) und dem Einlegen eines Widerspruchs (N=3). Eine 

persönliche Begleitung der Betroffenen fand in 19 Prozent der Fälle statt (bei 22 Fällen zum 

Jugendamt, bei drei Fällen zum freien Träger und in zwei Fällen zu beiden, Jugendamt und freiem 

Träger). 

 

5. Nutzen für die Ratsuchenden  

Zu den angelegten Evaluationskriterien gehört nicht nur die Frage, ob es einen wirklichen Bedarf für 

die Arbeit der BBO Jugendhilfe gibt, sondern auch ob es der BBO Jugendhilfe mit den Beratungshilfen 

gelingt den Anliegen der Ratsuchenden gerecht zu werden21. Zwei Ziele wurden in der Expertise 

deshalb als zentral bewertet. Die Ratsuchenden erleben die Beratung der BBO Jugendhilfe als 

hilfreich weil:  

(a) sie von einer Person beraten wurden, die sie als kompetent erlebt haben. Diese Person hat sie 

wertschätzend und unvoreingenommen beraten. Sie haben den Eindruck gewonnen in ihren 

                                                           

21
 Dies bedeutet nicht, dass die BBO Jugendhilfe zwingend versucht, den Ratsuchenden zur Durchsetzung ihres Willens zu 

verhelfen, sondern es um ein Ernstnehmen und um eine unabhängige Aufklärung und Beratung über die rechtlich 
zustehenden Möglichkeiten geht. 
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Anliegen ernst genommen zu werden und der Beratungsverlauf war so offen gestaltet, dass er 

individuelle, flexible und lösungsorientierte Hilfen ermöglicht hat. 

(b) durch die Beratung der BBO Jugendhilfe ist für sie der gesamte Hilfeprozess transparenter und 

nachvollziehbarer geworden. Sie wurden für sie verständlich über ihre Rechte und Pflichten 

informiert. Als Ergebnis der Beratung haben sie eine klare Orientierung für das weitere 

Vorgehen gewonnen, das ihnen ein eigenbestimmtes Handeln ermöglichte. Sie erleben, dass 

wichtige Ziele von ihnen erreicht werden konnten. 

Um dieses Evaluationskriterium auch qualitativ tiefgreifend bewerten zu können werden 17 

Fallstudien durchgeführt, in denen die Perspektiven der Ratsuchenden in intensiven Tiefenanalysen 

näher beleuchtet werden. Um die Bewertung der erfahrenen Hilfen auch quantitativ bewerten zu 

können wird zudem eine 30 Prozent Stichprobe der Klientel telefonisch befragt.   

Stand 2016: Zum Zeitpunkt des Zwischenberichts waren die Interviews für acht der 17 Fallanalysen 

geführt. Diese Ausgangslage ermöglicht noch keine statistisch gesicherten Aussagen zum Nutzen für 

die Ratsuchenden, allerdings lassen sich anhand der geführten Interviews erste Trends benennen. 

Zudem soll über eine Falldarstellung verdeutlicht werden, wie die von den Klient*innen benannten 

Wirkungen/Effekte mit dem Beratungsverlauf zusammenhängen.  

5.1  Fallbeispiel Familie Geiger22 

Das folgende Fallbeispiel betrifft einen Fall, der im Jahr 2015 von der BBO Jugendhilfe zunächst über 

vier Monate beraten wurde, bevor sich die Mutter Anfang 2016 erneut an die BBO Jugendhilfe 

wandte. Fälle mit einer zweiten Episode sind nicht der Normalfall, kommen aber immer wieder vor. 

Hintergrund sind neue Entwicklungen aber auch das gewachsene Vertrauen der Klientel in die Arbeit 

der BBO.  

In diesem Fall hat sich die Mutter eines 14-jährigen Jungen an die BBO Jugendhilfe gewandt. Die 

Gruppe der Kindsmütter ist jene Teilgruppe der Klientel, die bislang die BBO Jugendhilfe am 

häufigsten in Anspruch nimmt. In den Beratungsprozess wurde auch ihr damals 14-jähriger Sohn 

Joshua einbezogen. In der BBO-Jugendhilfe ist es bei Kindern und Jugendlichen, die in das 

Beratungsanliegen involviert sind und altersentsprechend entscheidungsreif sind, Standard, dass die 

Gespräche gemeinsam mit den  Kindern/Jugendlichen geführt werden. 

Die Interviewzitate stammen aus den Interviews mit der Mutter und (getrennt) mit dem Sohn sowie 

aus einem Interview mit der zuständigen Mitarbeiterin der BBO Jugendhilfe. Alle Interviews wurden 

im Januar 2017 geführt.  

In der Logik der Fallanalysen gehört dieser Fall zur Gruppe B (Retrospektive Analysen). 

 

Beratungszeitraum: Die Beratung von Frau  Geiger und ihrem Sohn begann Ende März 2015. Der 

aktive Beratungszeitraum erstreckte sich ab da bis Anfang Juli 2015. Anschließend kam es während 

des Beratungsprozesses zu einer längerfristigen Kontaktunterbrechung, bevor im Februar 2016 die 

                                                           

22
 Name und Rahmenbedingungen sind anonymisiert. 
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Mutter sich erneut an die BBO Jugendhilfe wandte. Hierdurch erhielt die BBO Jugendhilfe auch eine 

Rückmeldung über den Ausgang im Zusammenhang mit der ersten Anfrage der Klientin. 

Beratungsthemen und -beteiligte. Im Mittelpunkt des Beratungsprozesses steht ein Konflikt 

zwischen Frau Geiger bzw. ihrem jugendlichen Sohn und der Vormundin bzw. dem Jugendamt 

aufgrund unterschiedlicher Vorstellungen  über die geeignete Maßnahme für ihren Sohn. Da es um 

ein Anliegen im HzE-Bereich einer nichtsorgeberechtigten Mutter geht, werden auch sorgerechtliche 

Fragestellungen thematisiert. Beteiligt sind neben Frau Geiger und ihrem Sohn die Vormundin, die 

Mitarbeiterin des Jugendamtes, verschiedene Einrichtungsvertreter und das Familiengericht (jedoch 

außerhalb des Beratungsprozesses durch die BBO Jugendhilfe). 

 

Episode 1 (März 2015 – Juli 2015) 

Anlass der telefonischen Kontaktaufnahme von Frau Geiger war, dass der damals 15-jährige Joshua 

wieder bei ihr untergekommen war. Er wurde von der unterbringenden Einrichtung zu seiner Mutter 

geschickt, nachdem er plötzlich und ohne Abstimmung mit der Vormundin und dem Jugendamt aus 

seiner Jugendhilfeeinrichtung entlassen wurde. Hierzu kam es, nachdem es durch ihn erneut zu 

einem massiv grenzverletzenden Verhalten gekommen war. Bereits im Vorfeld des aktuellen Vorfalls 

hatte ihn ein/e Jugendliche/r wegen eines anderen grenzverletzenden Verhaltens angezeigt. Die 

Vormundin und die zuständige Jugendamtsmitarbeiterin wollten ihn bereits wegen des ersten 

Vorfalls in einer spezialisierten therapeutischen Wohngruppe unterbringen. Mit dieser Maßnahme 

war Frau Geiger nicht einverstanden und diese Situation führte ihr erneut vor Augen, wie wenig 

Einfluss sie als Mutter ohne Sorgerecht hat. 

A: Doch, letztendlich, das hat mich immer so frustriert, dass letztendlich nur sie (die Vormundin) die 
Entscheidungskraft hatte, dass alles nach ihrem Plan ging, oder auch von der Sachbearbeiterin vom 
Jugendamt. Die Möglichkeit,  dass (mein Sohn) nach Hause (kommt) bestand gar nicht. Sie möchte das 
nicht. und … Also es war schon, ja, frustrierend, weil, wie gesagt, ich mir da auch gewünscht hätte, dass 
die nicht für alles zuständig ist: ob er zum Arzt …, ob er Medikamente kriegt also oder Therapie oder … 
I: Sie haben sich nicht ernstgenommen gefühlt? 
A: Nee, ernstgenommen schon, aber, ja, so hilflos eigentlich, weil man wusste: Okay, sie hat da eh den 
längeren Daumen, und man hat nirgends die Möglichkeit, da Unterstützung zu erhalten. (Frau Geiger) 

 

Frau Geiger hatte den Eindruck, dass ihre Sichtweise zu den Vorfällen zu wenig berücksichtigt wurde 

und wollte auf alle Fälle die Unterbringung in der vorgeschlagenen Einrichtung verhindern. Diese 

konflikthafte Situation veranlasste und motivierte Frau Geiger jetzt, für den wohl schon länger 

bestehenden und mit ihrem Sohn geteilten Wunsch nach einer Rückführung zu kämpfen. Ebenso 

strebte sie die Wiedererlangung des Sorgerechts an. Hierfür zeigten aus der Sicht von Frau Geiger 

weder die Vormundin noch die Jugendamtsmitarbeiterin auch nur ansatzweise Verständnis. 

Andererseits gestatteten beide, dass Joshua einstweilen bei der Mutter lebte, bis ein freier 

Einrichtungsplatz zur Verfügung stehen würde. In ihrer Not und als Hilferuf verschickte Frau Geiger 

schon im Vorfeld des Kontakts zur BBO Jugendhilfe eine Vielzahl von Schreiben an unterschiedliche 
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Stellen und kontaktierte einige auch persönlich. Hierbei wurde sie auf die BBO Jugendhilfe 

aufmerksam bzw. hat dann die Adresse auch selbst recherchiert. 

Ich hab‘ mir das aus dem Internet gesucht. Also ich hab’ wirklich (gefühlt) eine vierstellige Anzahl von 
Schreiben verschickt an Frauenbeauftragte, Kinderhilfswerke, Einrichtungen, Träger …, letztendlich, ja, 
auch an den Senat, also wirklich ganz viele Stellen verschickt. Und das war so eine Art Hilferufbrief, wo 
sich dann auch ein paar gemeldet hatten; und ich glaube, da hatte mir jemand auch den Tipp gegeben 
oder ich habe im Internet selber rausgegoogelt, dass es die Ombudschaft gibt auch. Und dann rief ich 
an, und man hatte auch ganz kurzfristig für mich Zeit, das war wirklich superklasse, weil bei mir eilte es 
damals … Also da war die Not irgendwie ganz schlimm. (Frau Geiger)  

 

Ablauf der Beratung: Nach dem telefonischen Erstgespräch, in dem die Beratungsmodalitäten23 

erklärt und das Anliegen von Frau Geiger mitsamt Hintergrundinformationen aufgenommen wurden, 

zeigte sich Frau Geiger als aktive Klientin und sorgende Mutter, die gegenüber Jugendamt, 

Vormundin und Einrichtungen eigenständig auftrat. Mit der BBO Jugendhilfe sprach sie jeden 

einzelnen ihrer Schritte ab. Somit nutze Frau Geiger die Beratung über den gesamten 

Beratungszeitraum auch im Sinne eines Coachings.  

Konkret bedeutete dies, dass in zahlreichen Telefonaten und vielen E-Mail Kontakten jeweils der 

aktuelle Stand ausgetauscht wurde, ihre Pflichten und Rechte benannt, Gespräche vor- und 

nachbereitet und das weitere Vorgehen abgestimmt wurden. Durch diesen intensiven Austausch 

erhielt die BBO Jugendhilfe fortlaufend wichtige (Hintergrund-) Informationen und Frau Geiger neben 

einer rechtlichen Aufklärung eine situative und lösungsorientierte Unterstützung. 

Aufklärung: Schon bei den Telefongesprächen zur Vorbereitung einer Hilfeplankonferenz, die zwei 

Tage nach dem Erstkontakt stattfand und an der die KM ohne Begleitung der BBO Jugendhilfe 

teilnehmen wollte, wurde Frau Geiger darüber aufgeklärt, was es für sie bedeutet 

nichtsorgeberechtigt zu sein. So wurde sie informiert, dass dadurch das 

Aufenthaltsbestimmungsrecht bei der Vormundin liege und diese jederzeit die Herausgabe des 

Sohnes über das Familiengericht oder direkt auch mit Hilfe der Polizei einfordern könne. Um in keine 

für ihren Sohn und sie krisenhaft zugespitzte Situation zu geraten, wurde ihr empfohlen, den Kontakt 

und Austausch mit der Vormundin aufrecht zu halten und nicht unterzutauchen, wie die Mutter 

angesichts der für sie bedrängenden Ausweglosigkeit überlegte. Zusätzlich wurde ihr geraten, die 

vom Jugendamt vorgeschlagene Einrichtung anzuschauen und gleichzeitig mit der 

Jugendamtsmitarbeiterin und der Vormundin darüber ins Gespräch zu kommen, was die 

Voraussetzungen für eine Rückführung seien und wie die Zwischenzeit bis zur Aufnahme bzw. dem 

Finden einer anderen Lösung gestaltet werden könne. Ziel der Beratung war es, die KM über das 

Spannungsfeld der Einbeziehung und Mitgestaltung von nichtsorgeberechtigten Elternteilen im 

Bereich der erzieherischen Hilfen aufzuklären.   

                                                           

23
 Die BBO Jugendhilfe berät nicht zu sorgerechtlichen Fragestellungen und hat daher in diesem spezifischen Fall  zu diesem 

Anliegen  auch nicht beraten. Im Rahmen der der ombudschaftlichen Beratung hat die BBO die beiden Ratsuchenden dabei 
begleitet, ihre Mitwirkungsmöglichkeiten bei der Hilfegestaltung zu stärken. 
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Nach der Hilfeplankonferenz wurde die BBO Jugendhilfe von Frau Geiger telefonisch darüber 

informiert, dass die Vormundin sich weiter gegen eine Rückführung aussprach, jedoch der Therapeut 

der vom Jugendamt vorgeschlagenen Einrichtung die Vorfälle für eine Aufnahme in seiner 

Einrichtung als zu geringfügig erachtete. Gleichzeitig erfuhr die BBO Jugendhilfe, dass sich Frau 

Geiger gleich nach den ersten Anschuldigungen des grenzverletzenden Verhaltens gegenüber ihrem 

Sohn an hierauf spezialisierte Institutionen gewandt und sich dabei um Aufklärung der und um 

(ambulante) Therapiemöglichkeiten für ihren Sohn bemüht hatte. 

Im persönlichen Beratungsgespräch, das ca. zwei Wochen nach dem Erstkontakt mit Frau  Geiger 

und ihrem Sohn24 in den Räumen der BBO Jugendhilfe geführt wurde, ging es dann einerseits darum 

abzuklären, inwieweit sich die Vorstellungen von Frau Geiger mit den Vorstellungen ihres Sohnes 

deckten. 

I: Ah ja. Also vielleicht noch mal zu dem Gespräch: Du sagst, das war gut. Was kann ich mir unter gut 
vorstellen? 
A: Ja. Die haben mal zugehört und uns geholfen, auf unsere Fragen eingegangen … 
I: Haben sie auch dich gefragt, was du willst? 
A: Ja, ja, natürlich. Es ging ja um mich. (Joshua) 

 
Andererseits war es wichtig, weitere Informationen für eine zielgerichtete Beratung zu erhalten. 

Hierzu gehörte z. B. die Klärung der Fragen, wie es zu dem Sorgerechtsentzug kam, wie sich die 

aktuelle Lebenssituation von Mutter und Sohn darstellt und welche Zukunftsperspektiven bestehen. 

Und irgendwann war ihr auch klar irgendwie, sie muss die Karten auf den Tisch legen, so. Ich hab‘ ihr 
gesagt, je genauer und offener Sie über die Hintergründe reden, umso gezielter kann ich Sie beraten. 
Manchmal ist das den Ratsuchenden klar, und manchmal muss man das auch mal besonders 
hervorheben. (Beraterin BBO Jugendhilfe) 

 
Hintergrund Sorgerechtsentzug: Das Sorgerecht wurde Frau Geiger 2008 entzogen. Frau Geiger 

hatte damals massive psychische Symptome und ein Alkoholproblem. Als Mutter erschien sie nicht 

mehr dauerhaft zuverlässig und bei ihrem Sohn zeigten sich Anzeichen von Vernachlässigung. 

Allerdings lebte ihr Sohn zunächst noch mit Unterstützung einer sozialpädagogischen Familienhilfe 

bei ihr. Zu einer ersten Fremdunterbringung nach einer Inobhutnahme kam es dann gegen ihren 

Willen, 2010, als ihr Sohn zehn Jahre alt war.  

I: Haben Sie damals verstanden, dass das Jugendamt diesen Schritt gegangen ist? 
A: Nein. Dass ich Fehler gemacht habe in dem Fall ja. Also ich meinte, ich bin bereit, mit ihm mich 
zusammen unterbringen zu lassen, aber man soll uns bitte nicht trennen. Oder, ja, eine andere Form 
der Hilfe finden; und Joshua  wollte ja auch nicht weg und … Ja. Also wir hatten ja auch noch irgendwie 
die Oma im Hintergrund. Also es war schon, ein Gefühl der Hilflosigkeit. Damals kannte ich mich ja 
auch noch nicht so gut aus. Also ich bin auch in gezielte Fallen gelaufen, hatte ich zumindest das 
Gefühl. Ich wusste juristisch einfach gar nicht Bescheid und ich hätte bestimmt anders reagiert, wenn 
ich, ja, da informierter gewesen wäre. Die Ombudsstelle gab‘s damals ja noch nicht.   
I: Genau. Also Sie haben sich auch nicht wirklich gut informiert gefühlt. 
A: Nee, gar nicht. Also vom Vormund wurde ich teilweise sogar wirklich fehlinformiert juristisch, fand 

ich .... (Frau  Geiger) 

                                                           

24
 Es gab bereits vor dem persönlichen Beratungsgespräch telefonische Kontakte mit dem Jugendlichen, um regelmäßig 

seine Sichtweise abzuklären. 
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Die Unterbringung wurde 2012 mit der Rückführung in den Haushalt der Mutter beendet. Nach der 

ersten Fremdunterbringung lebte ihr Sohn dann wieder für ca. 1,5 Jahre bei Frau Geiger. Aufgrund 

der Leistungsverschlechterung und sozialer Auffälligkeiten in der Schule folgte dann eine zweite 

Fremdunterbringung in jener Einrichtung, in der er bis zu seiner „Entlassung“ im März 2015 

untergebracht war. 

Aufklärung über Handlungsspielraum: Bei der Erörterung der aktuellen Lebenssituation wurde im 

Beratungsgespräch mit Frau Geiger und Joshua deutlich, dass:  

 schon aufgrund der aktuell bestehenden beengten Wohnsituation der Mutter - die Mutter 

lebte als Untermieterin in einem WG-Zimmer - weder das Jugendamt noch die Vormundin 

einer Rückführung momentan zustimmen können.  

 eine Zwischenregelung auch zur finanziellen Versorgung ihres Sohnes gefunden werden 

musste, da Frau Geiger in einer schwierigen finanziellen Situation lebte.  

 ihr Sohn während des bisherigen Aufenthalts bei seiner Mutter mehrere (kleine) Diebstähle 

begangen hatte und eine Anzeige gegen ihn vorlag. 

Ein wichtiges Ziel des Beratungsgesprächs war auch nach Möglichkeiten zu suchen, wie es trotz 

dieser insgesamt schwierigen Ausgangsituation gelingen kann, dass die Vormundin und das 

Jugendamt einem gemeinsamen Weg mit der Klientin und ihrem Sohn zustimmen können. Daher 

wurden die  notwendigen Grundvoraussetzungen für eine Rückführung angesprochen wie z. B. das 

Finden einer geeigneten Wohnung, die Gewährleistung des weiterhin regelmäßigen Schulbesuchs 

und einer therapeutischen Versorgung des Sohnes. Es wurde zudem besprochen, ob beide als Hilfe in 

der ungeklärten Situation die konkrete Unterstützung des Jugendamtes anfragen und annehmen 

würden (z.B. eine begleitende Familienhilfe). 

Als Teilziel galt es den Kontakt von Mutter und Sohn zur Vormundin aufrecht zu erhalten und zu 

verbessern. Die zuständige JA-Mitarbeiterin war zu dieser Zeit nicht erreichbar. Als erster Schritt 

hierfür wurde vereinbart, dass Frau Geiger und ihr Sohn selbständig bald einen Gesprächstermin bei 

der Vormundin wahrnehmen und sich danach wieder bei der BBO Jugendhilfe melden können. 

Nachdem sich die Vormundin auch nach diesem Gespräch weiterhin ablehnend gegenüber den 

Vorstellungen von Frau Geiger und ihrem Sohn geäußert hatte, wurden in weiteren telefonischen 

Beratungsgesprächen u.a. die Thematik des Aufenthaltsbestimmungsrechts vertieft, der negative 

Einfluss der Strafanzeige auf die Rückführung erörtert und ebenso kritisch mit der Kindesmutter 

erörtert, ob aufgrund der begrenzten mütterlichen Einflussnahme die Fremdunterbringung im 

Vergleich zur Rückführung für beide eine sinnvolle Maßnahme sein könnte. 

Suche nach weiteren Lösungsmöglichkeiten: Im Vorfeld einer weiteren Hilfeplankonferenz, die 

Anfang Juni 2015 erneut in der Einrichtung für Jungen mit grenzverletzendem Verhalten angesetzt 

war, kam es abermals zu einem regen Telefon- und E-Mailkontakt von Frau Geiger mit der BBO 

Jugendhilfe. Jetzt wollte die Vormundin eine baldige Unterbringung erreichen. Frau Geiger hatte sich 

zwischenzeitlich bei einer Einrichtung informiert, die Wohnungen für psychisch kranke Erwachsene in 

Verbindung mit sozialpädagogischer Familienhilfe anbieten. Auch dieser Initiative von Frau Geiger 

stand die Vormundin zunächst ablehnend gegenüber. Die BBO Jugendhilfe empfahl der Mutter, ihre 
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Kontakte zu dieser Einrichtung gegenüber der Vormundin auch konkret nachzuweisen, damit diese 

eine tatsächliche Einschätzung der Bemühungen vornehmen kann, und des Weiteren deutlich zu 

erklären, wie Kindesmutter und Sohn diesen zweiten Anlauf des gemeinsamen Zusammenlebens 

künftig bewältigen möchten.  

Begleitung beim Hilfeplangespräch: Da diesmal Frau Geiger und ihr Sohn die Begleitung der BBO 

Jugendhilfe beim Hilfeplangespräch wünschten, wurde vereinbart, dass Frau Geiger dies vorher 

ankündigt. In der Hilfeplankonferenz unterstützte dann die Mitarbeiterin der BBO Jugendhilfe Frau 

Geiger und ihren Sohn in der Verdeutlichung ihrer Positionen, was von beiden positiv 

wahrgenommen wurde. 

A: Ich hatte den Eindruck die (die Vormundin, die Einrichtung) haben mal zugehört und sind auf unsere 
Fragen eingegangen. Es war auch viel ruhiger. Jeder hat seinen Part geredet, und, ja, da ist der 
Vormund zu dem Schluss gleich gekommen, dass ich bei meiner Mutter jetzt, also noch wohnen darf.  
I: Okay. Du hast jetzt betont, das ist ruhig verlaufen. Verlaufen Hilfeplangespräche sonst anders?  
A: Na, sonst wird viel durcheinander geredet, jeder will seine Partei bestärken. (Joshua) 
 
I: Wie haben Sie denn, jetzt noch mal, diese Helferkonferenz erlebt?  
A: Das war angenehmer, weil ich mich ein bisschen gestärkter gefühlt hatte durch jemanden, der mich 
auch ein bisschen vertreten hat so von der Argumentation oder auch mal unsere Schwierigkeiten mit 
eingebracht hat und auch gehört wurde, dass Joshua sich wieder dran gewöhnt hat, zu Hause zu sein, 
und auch nach Hause will. Also da wäre ich manchmal verloren gewesen, nervlich und so und man fühlt 
sich da schon sonst ziemlich allein. (Frau Geiger) 

 
Die Funktion der BBO Jugendhilfe Mitarbeiterin in der Hilfekonferenz war zum einen wie oben von 

Frau Geiger beschrieben, die Sichtweise der Klientin in der Situation des Hilfeplangesprächs 

einzubringen. Zum zweiten hatte die Anwesenheit aus Sicht von Joshua auch den Effekt einer 

Versachlichung der Atmosphäre. Es ging darum, die Transparenz im weiteren Verfahren und für das 

Finden einer von allen getragenen Lösung zu fördern. So signalisierte z. B. die Fachkraft der 

Einrichtung zu Beginn der Konferenz eine prinzipielle Aufnahmebereitschaft. Im weiteren 

Gesprächsverlauf machte sie dann aber deutlich, dass sie keine Jugendlichen gegen ihren Willen 

aufnehmen. Zudem konnte im gemeinsamen Gespräch erreicht werden, dass die Vormundin 

zustimmte, das kombinierte Angebot der Einrichtung zu prüfen, um das sich die Kindesmutter 

bemüht hat. 

Kurz nach dieser Hilfeplankonferenz wurde dann die BBO Jugendhilfe von Frau Geiger über das 

weitere Vorgehen der Vormundin informiert. Diese hatte auf der einen Seite den 

Einrichtungsvorschlag von Frau Geiger genauer geprüft und gleichzeitig einen Antrag auf Herausgabe 

des Kindes vor dem Familiengericht gestellt, allerdings mit dem Zusatz, davon vorerst keinen 

Gebrauch zu machen. Bereits bei der Hilfekonferenz hat die Vormundin darauf verwiesen, dass sie 

die Verantwortung für eine zweite Rückführung nicht alleine übernehmen will und überlege, ggf. eine 

Entscheidungsfindung über das Familiengericht herbeiführen zu lassen. 

Um das weitere Vorgehen zu besprechen, wurde ein weiterer Beratungstermin in der BBO 

Jugendhilfe verabredet, der von Frau Geiger und Joshua nicht wahrgenommen wurde. Versuche der 

Kontaktaufnahme durch die BBO Jugendhilfe zeigten keinen Erfolg. 

Anschließend kam es über ein halbes Jahr zu keinen weiteren Kontakten. 
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Zweite Episode (Mitte Februar 2016) 

Mitte Februar 2016 erschien dann Frau Geiger persönlich bei der Beratungsstelle der BBO 

Jugendhilfe. Hierbei berichtete sie, dass im weiteren Verlauf das Familiengericht entschieden hatte, 

dass das Jugendamt und die Vormundin die von Frau Geiger gewünschte Hilfeform einleiten sollen.25 

Das Ziel der Wiedererlangung des Sorgerechts konnte allerdings nicht erreicht werden. Aufgrund der 

erfolgreichen Rück- bzw. Zusammenführung war dies aber für Frau Geiger und ihren Sohn 

zweitrangig. Seit September 2015 lebte sie zusammen mit ihrem Sohn in der von ihr ausgewählten 

Einrichtung, in der beide in einer Zwei-Zimmer-Wohnung ergänzend mit ambulanter Betreuung in 

Form von sozialpädagogischer Familienhilfe untergebracht sind.  

Frau Geiger kam zudem mit einem neuen Anliegen. Sie beklagte sich, dass die Einrichtung nicht den 

vollen Stundenumfang der gewährten Hilfe durchführe und bat um Aufklärung, was sie dagegen 

unternehmen könnte. Wie schon in der Episode 1 war ihr aber wichtig, dass sie die letztliche Klärung 

selbständig mit der Einrichtung selbst übernimmt.  

Bewertung des Falls durch die BBO: Mit der Kenntnis der Entscheidung des Familiengerichts wird der 

Beratungsprozess von der Mitarbeiterin der BBO Jugendhilfe als unterstützend angesehen, da Mutter 

und Sohn das Familiengericht auf ein konkretes Hilfeangebot hinweisen konnten, das aus Sicht der 

beiden Betroffenen für ihre Lebenssituation geeignet schien und darauf verweisen konnten, dass sie 

sich im Kontakt mit der Vormundin um eine Lösung bemüht haben. Zugleich stellt das Ergebnis  aus 

Sicht der ombudschaftlichen Beraterin letztlich auch eine für beide Konfliktparteien geeignete Lösung 

dar.  

Und dann hat sich im Nachhinein rausgestellt, dass die Beratung genau in der Richtung eben für beide 
Seiten, die beteiligt waren, auch erfolgreich war – auch, denk‘ ich, für die Vormundin. Weil klar war, 
dass gegen den Willen dieses Jugendlichen und seiner nicht sorgeberechtigten Kindesmutter nichts 
durchzusetzen gewesen wäre; und dass eine Hilfeform gefunden wurde, die es nicht oft gibt und die 
deshalb auch nicht vom Jugendamt ohne weiteres angeboten wurde und gleichzeitig unsere Beratung 
die Position eben der Kindesmutter und des Jugendlichen gestärkt hat. (Beraterin BBO Jugendhilfe) 

 
Bewertung des Falls durch die Klienten: Frau Geiger und ihr Sohn waren rückblickend mit der 

Beratung und Begleitung durch die BBO Jugendhilfe sehr zufrieden. Frau Geiger hat die 

Beratungsstelle in der Zwischenzeit auch schon weiterempfohlen. Die Mutter hat sich mit ihrem 

Anliegen ernst genommen und bei der BBO Jugendhilfe gut aufgehoben gefühlt.  

I: Jetzt haben Sie ja mit vielen Stellen d.h. wieder mit unterschiedlichen Stellen - Jugendamt und so 
weiter - zu tun gehabt. Wie fanden Sie das Klima in der Beratungsstelle?  
A: Ja. Ja. Also wirklich, manchmal, ich glaub ich hab‘ wirklich jeden Tag fast mit Frau X (BBO)  
gesprochen und sie auf den aktuellen Stand halt immer gebracht, was bei mir los ist. Manchmal hab‘ 
ich gesagt, okay, jetzt möchte ich allein dort hingehen, weil es für mich einfach besser ist….. Also es war 
eine große, sehr große Hilfe, muss ich sagen, wirklich. Also ich hab‘ selten woanders irgendwie mich so 
aufgehoben gefühlt. (Frau Geiger) 

 

                                                           

25
 Die Unterbrechung der Beratung erklärt Frau Geiger damit, dass die Hilfen sie in die Lage versetzt haben, selbstständig zu 

handeln. Zugleich deutet sie aber an, dass es ihr in dieser Zeit auch psychisch schlechter ging. 
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A: Na, dass die sich wirklich sehr viel Zeit genommen hat, ob das jetzt nach Feierabend war
26

 oder … Da 
ist es (...), weil man sich manchmal gar nicht rechtlich so gut auskennt wie jetzt die Ombudschaft zum 
Beispiel; und, klar, ich hab‘ viel gelesen in der Zeit auch und mich erkundigt bei einem Anwalt und … 
Aber … Ja, sie war halt auch mit dabei, und es war auch wirklich … 
I: Genau. Sie hat das kurzfristig möglich gemacht … 
A: … also … Und ich hab‘ mich sehr gut vertreten gefühlt. (Frau Geiger) 

 
Neben den fachlichen Kenntnissen beindruckte Frau Geiger auch das hohe und flexible zeitliche 

Engagement. Dies betont Frau Geiger auf die Frage, was ihr an der Beratung besonders gefallen hat, 

sowie dass sowohl der Wunsch nach eigenständigem Handeln als auch nach unterstützender 

Begleitung realisiert wurde. 

Der Zugang von Frau Geiger zur BBO Jugendhilfe steht für die Mischung aus Netzwerk und Zufall. Wie 

die meisten anderen interviewten Fälle gibt es kein Wissen bei den Ratsuchenden oder irgendein 

Öffentlichkeitsmaterial (Plakat, Handzettel), das den Weg zur BBO Jugendhilfe geebnet hätte. 

Das Fallbeispiel verdeutlicht insgesamt u.E. das Zusammenspiel mehrerer Erfolgsfaktoren. Einer liegt 

in der Aufklärung über die rechtliche Situation, d.h. zu den Rechten und Pflichten in der jeweiligen 

Situation von Mutter und Sohn. Das Beispiel von Frau Geiger zeigt exemplarisch, dass dies nicht 

einfach darin bestehen kann, dass bestimmte Wünsche seitens der Klientel rechtlich unterfüttert 

werden, sondern auch in der Information bzw. Aufklärung, dass manche (wie der Wunsch der 

Rückführung und Wiedererlangung des Sorgerechts) keine oder nur unter bestimmten 

Voraussetzungen eine Chance auf Realisierung haben. Ein zweiter Erfolgsfaktor besteht in der 

besonderen Beratungssituation. Die Ombudsstelle agiert als unabhängige Jugendhilfeeinrichtung 

ohne Entscheidungsdruck. Dies erleichtert offensichtlich eine Haltung einzunehmen, die von 

Klient*innen wie Frau Geiger und Joshua wie folgt beschreiben: „man hat uns in aller Ruhe zugehört“ 

und „wir wurden in unserem Anliegen ernstgenommen“. Der dritte Erfolgsfaktor besteht in der 

gemeinsamen Erarbeitung einer Perspektive (hier einer alternativen Lösung). Dabei wird die BBO 

Jugendhilfe nicht zum „besseren Jugendamt“, sondern sucht nach einem weiteren Lösungsweg, der 

von allen Beteiligten als möglich und akzeptabel empfunden wird.  Dies macht deutlich, dass eine 

wichtige Kompetenz in der Arbeit der BBO Jugendhilfe nicht nur in der Kenntnis der rechtlichen Basis 

des SGB VIII liegt, sondern auch in dem Wissen über mögliche Fallverläufe und den jeweils 

vorhandenen Ressourcen in der lokalen Jugendhilfelandschaft besteht. All diese Faktoren tragen 

dazu bei, dass Klient*innen für sich ausreichend Transparenz und Beteiligung im Verfahren erleben, 

(wieder) eigenständig handeln können und sich nicht als Objekt im Verfahren erleben. 

Für den Fall Geiger gilt, was auf die allermeisten Fälle der BBO Jugendhilfe zutrifft. Ihn kennzeichnen 

bestimmte Rahmenbedingungen, die nur in einer kleinen Gruppe vorkommen (hier beispielsweise 

eine Beratung einer Person, die kein Sorgerecht hat). Es ist möglicherweise eine Besonderheit dieses 

Feldes, das in der Kombination der Anlässe, rechtlichen Hintergründe und Fallkonstellationen es 

(zumindest bislang) keine „Standardfälle“ gibt. Auch dies beschreibt noch einmal die besondere 

Herausforderung an die Mitarbeiter*innen und das Arbeitsfeld ombudschaftlicher Beratung. 
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 Die Klientin meint die Spätsprechstunde der BBO Jugendhilfe, die bis 20 Uhr geht. 



   

 

27 IPP 2017 

5.2 Werden die Erfolgskriterien erreicht? 

Wir haben für die Erfolgsfrage sechs qualitative Kriterien formuliert. Diese sind aus der Vorstudie 

übernommen (Straus/Höfer, 2015). Hinzu kommen drei quantitative Sollgrössen, von denen zwei aus 

der Vorstudie stammen. Alle Kriterien werden im Folgenden noch einmal beschrieben und mit Bezug 

zum dargestellten Fall und den anderen durchgeführten Interviews dargestellt sowie mit einer 

Trendprognose versehen.27 

Kriterium 1) Zufriedenheit mit Person und Beratungsverlauf 

1A Ich hatte den 
Eindruck mit 
meinem 
Anliegen wurde 
ich ernst 
genommen. 

Stellt eine Basiserwartung 
an Berater*innen dar. 
Wenn diese Bedingung 
nicht erfüllt ist, kommt es 
häufig zu Abbrüchen des 
Beratungsprozesses. 

Für Frau Geiger und Joshua ist dieses Kriterium 
erfüllt. Auch in allen bisher geführten Interviews  
wird es weitgehend bestätigt. 

Das untenstehende Zitat einer anderen Klientin 
drückt dies aus. 

Prognose: Wird voraussichtlich durchgehend 
erfüllt werden                                    

1B Ich wurde von 
einer Person 
beraten, die ich 
für kompetent 
halte und die 
mich wert-
schätzend und 
unvoreinge-
nommen  
beraten hat. 

Stellt eine Basiserwartung 
an Berater*innen dar. Je 
wertschätzender und 
unvoreingenommener die 
Berater*innen, desto 
offener sind die 
Klient*innen. Die 
Kompetenzunterstellung 
stärkt ebenfalls das 
Vertrauen in einen 
möglichen Erfolg der 
Beratung. 

Frau Geiger spricht davon, dass sie sich sehr 
aufgehoben gefühlt hat selbst dann, wenn sie fast 
täglich mit einem Anliegen kam. 

Auch in allen bisher geführten Interviews  werden 
die hier geforderten Merkmale bestätigt. 

Klientin:  „Und ich hab’ halt gleich gemerkt, dass 
ich hier fachlich total gut aufgehoben bin, also dass 
die Leute da sofort Ahnung von hatten. Das merkt 
man irgendwie auch so, dass hier noch Herzblut 
drinsteckt…..Die sind auch immer freundlich, aber 
bestimmt, und das find’ ich eine gute Einstellung.“ 

Prognose: Wird voraussichtlich von einem großen 
Teil der Klient*innen bestätigt werden. 

1C Der Beratungs-
verlauf war 
individualisiert, 
offen/flexibel 
und lösungs-
orientiert. 

Dahinter steht die 
Erwartung, dass man mit 
seinem Beratungsanliegen 
nicht in ein fertiges 
Beratungsschema 
eingepasst wird, sondern 
der/die Berater*in auf ein 
Anliegen individuell 
eingehen kann, man zu 
allen Zeitpunkten der 
Beratung eigene 
Vorstellungen einbringen 
kann und zugleich die 
Beratung auf eine 
Problemlösung hin 
ausgerichtet ist.  

Frau Geiger betont mehrfach, wie wichtig es ihr 
war, in unterschiedlichen Anliegen schnell 
unterstützt zu werden. 

Auch in den anderen Klient*innenaussagen wird 
deutlich, dass die BBO Jugendhilfe flexibel und 
schnell reagieren kann. Wichtig ist für viele 
Ratsuchenden auch das Gefühl mehrere Optionen 
vorgestellt zu bekommen. Ein Beispiel:  

Klientin:  „Sie haben mir die unterschiedlichen 
Möglichkeiten aufgezeigt. Das war schon dann 
überraschend eben, dass es [die Erfüllung ihres 
Anliegens} so schnell ging.“ 

Prognose: Das Kriterium wird in einem Großteil der 
Fälle erfüllt werden. 

   Tabelle 3: Kriterium 1) Zufriedenheit mit Person und Beratungsverlauf 
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 Erst mit dem Abschluss aller empirischen Schritte können diese Trendaussagen endgültig bewertet werden. 
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Kriterium 2) Zufriedenheit mit dem Beratungsergebnis 

2A Ich wurde für mich 
verständlich über 
meine Rechte und 
Pflichten informiert. 

Standard für 
Beteiligungsprozesse, in 
denen man unterstellt 
bestimmte Rechte und 
Pflichten zu haben, diese 
aber nicht genau kennt. 

Im Fallbeispiel von Frau Geiger und Joshua ist 
dieses Kriterium mehrfach ein Thema.  

Nicht immer führt die Information dazu, dass 
das Wunschergebnis möglich wird, wie auch 
das unten stehende Zitat einer anderen Klientin 
andeutet: 

Klientin: „Weil man sich manchmal gar nicht 
rechtlich so gut auskennt wie jetzt in der BBO, 
klar, ich hab‘ viel gelesen in der Zeit auch und 
mich erkundigt bei einem Anwalt und … Aber 
hier war die Information wirklich erleichternd 
für mich“; „Ich fand nur schade, dass sie [die 
BBO] so wenig [rechtliche] 
Eingriffsmöglichkeiten hat“ 

Prognose: Wird bei der überwiegenden 
Mehrheit erreicht werden.        

2B Ich habe aus der 
Beratung eine klare 
Orientierung für das 
weitere Vorgehen 
gewonnen. 

Die Betroffenen 
kommen in der Regel mit 
konkreten Anliegen, die 
dringend einer Klärung 
bedürfen.  

Frau Geiger führt am Ende der ersten Episode 
ihr Anliegen selbstständig durch. Auch andere 
Klient*innen beschreiben, wenngleich nicht so 
ausgeprägt wie Frau Geiger, die Hilfe zur 
Selbsthilfe. 

Prognose: Wird in einer Mehrzahl von Fällen 
erreicht werden 

2C Meine Ziele wurden 
erreicht. 

Dies können die 
ursprünglichen Ziele 
sein, die man vor der 
Beratung hatte, aber 
auch solche die durch 
den Beratungsverlauf 
modifiziert wurden bzw. 
erst entstanden sind. 

Nicht alle Ziele der Klienten sind realistisch und 
werden entsprechend durch die BBO 
Jugendhilfe als erreichbar kommuniziert. 

Einige der Ziele können auch trotz der 
Unterstützung durch die BBO Jugendhilfe nicht 
erreicht werden. Trotzdem bislang 
weitgehende Zufriedenheit mit dem, was die 
BBO Jugendhilfe in puncto Zielerreichung 
bewirkt. Ein Beispiel: 

„I: Was haben Sie besonders positiv 
empfunden?  

A: Also erst mal eben, dass das alles so schnell 
ging, das ist der Wahnsinn, weil es hat sich 
[vorher] wirklich ein Jahr irgendwie 
hinausgezögert, und dann ging das alles 
innerhalb von vier Wochen oder so. Damit hätte 
ich niemals gerechnet. (…) Das war total 
entlastend. 

Prognose: Die Mehrheit der Klient*innen wird 
hier für sich positive Effekte beschreiben, auch 
wenn die ursprünglichen Ziele nicht alle 
erreicht werden.  

  Tabelle 4: Kriterium 2) Zufriedenheit mit dem Beratungsergebnis 
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Kriterium 3) Quantitative Sollgrößen 

3A 100 Fälle/Jahr Zwischen Senat und BRJ vereinbart Ist bislang erreicht Prognose: 
Ziel wird deutlich 
übertroffen

28
 

 

3B Zunahme der 
Fälle/Jahr 

Mit zunehmender Bekanntheit 
müsste die Zahl steigen 

2014/8,6 Monat 
2015/10,1 Monat 
2016/ 11,2 Monat 
(durchschnittliche 
Fälle/Monat) 

Prognose: Das  
Ziel wird erreicht 

3C Zunahme der 
face-to-face 

Beratungen
29 

Hier geht es nicht um den 
Erstkontakt, sondern ob im 
gesamten Beratungsverlauf es zu 
mindestens einer  face-to-face 
Beratung gekommen ist 

Anteile N= 
2014: 18,3%   (60) 
2015: 36,4% (121) 
2016: 40,3% (134) 

Prognose: Das  
Ziel wird erreicht 

  Tabelle 5: Kriterium c) Quantitative Sollgrößen 

 

Daneben gibt es noch weitere Ziele, beispielsweise die Zunahme der Anmeldungen  von 

Jugendlichen/jungen Erwachsenen. Die Steigerung der Selbstanmeldung von Jugendlichen und 

jungen Erwachsenen war bereits Ziel in einem Vorläuferprojekt30 des BRJ Jugendhilfe e.V. Dieses 

hatte bereits auf die grundlegenden Probleme aufmerksam gemacht. Auch bei der BBO Jugendhilfe 

ist erstmal nicht zu erwarten, dass dieses Ziel erreicht wird (von 2015 auf 2016 hatte es einen 

leichten Rückgang gegeben). Allerdings müsste dazu von allen Beteiligten eine aktivere 

Informationsarbeit in Bezug auf die Jugendlichen/jungen Erwachsenen durchgeführt werden. Hier 

und in der Stärkung der jungen Menschen ihre Rechte selbst wahrzunehmen ist die gesamte Berliner 

Jugendhilfe gefordert.  

Nimmt man die drei oben vereinbarten quantitativen Sollgrößen werden sie voraussichtlich alle 

erreicht werden.  

 

6. Einschätzung durch Mitarbeiter*innen der öffentlichen Jugendhilfe 

Wie ist der Stand der Bekanntheit der BBO? Was wissen die RSD Mitarbeiter*innen über deren 

Arbeitsansatz? Was möchten Sie gerne wissen? Wie viele haben bereits einen konkreten Fallkontakt? 

Und wenn ja, wie bewerten sie ihre Erfahrungen?  

Zu Fragen der Bekanntheit, der Akzeptanz und des Images werden im Verlauf der Evaluation 

Mitarbeiter*innen der freien und der öffentlichen Jugendhilfe schriftlich befragt. Im Mittelpunkt 

stehen dabei jene Mitarbeiter*innen, die direkt in der Fallarbeit stehen. Die Befragung wird 

                                                           

28
 Dies gilt selbst dann, wenn man nur die Beratungsfälle im engeren Sinn zählt. 

29
 Die implizit dahinterstehende Annahme, dass face-to-face Beratungen in jedem Fall bessere Beratungen sind, wird im 

Abschlussbericht kritisch diskutiert. 
30

 In dem zwischen 2010-2012 von der Aktion Mensch geförderten Projekt “Niedrigschwellige Beratungskonzepte für 

Ombudsstellen der Jugendhilfe“ 
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zweigeteilt durchgeführt.31 Die erste Befragungsrunde mit sechs Jugendämtern hat im Dezember 

2017/Januar 2018 stattgefunden. Die zweite Runde mit den anderen sechs Jugendämtern folgt im 

Juni 2017, zum gleichen Zeitpunkt wie die Befragung der Mitarbeiter*innen bei den freien Trägern. 

Rahmenbedingungen der ersten Befragung:  Die Frage, wie die  Befragung in den Jugendämter trotz 

der aktuell sehr hohen Belastung am sinnvollsten durchgeführt werden kann, wurde von den 

Jugendamtsleitungen Frau Goral (Jugendamt Mitte) und Herrn Zeddies (Jugendamt Lichtenberg) 

unterstützt. Aufgrund ihrer Vorschläge wurde der unten beschriebene Verfahrensweg entwickelt. 

Der Fragebogen wurde zudem im Fachbeirat, der zugleich auch als Begleitgruppe für die Evaluation 

fungiert, in der Sitzung am 04.11.2016 besprochen. Allen Beteiligten sei an dieser Stelle herzlich für 

ihre Mitarbeit gedankt. 

Zeitpunkt und Ort: Die erste Befragungsrunde wurde im  Dezember 2016 bzw. im Januar 2017 

durchgeführt. Die Jugendämter konnten selbst entscheiden, welcher Zeitpunkt für die Befragung in 

ihrem Jugendamt am sinnvollsten ist. Ausgewählt für die erste Runde der Befragung wurden 

folgende sechs Jugendämter: 

 Lichtenberg 

 Pankow 

 Hellersdorf-Marzahn 

 Neukölln 

 Tempelhof-Schöneberg 

 Reinickendorf 

 

Es handelt sich um eine Vollerhebung aller in der HzE Arbeit involvierten RSD Mitarbeiter*innen. Die 

Verteilung und Information der Mitarbeiter*innen erfolgte über die Jugendamtsleitung bzw. 

Regional- oder/und Teamleitungen. Der von den RSD Mitarbeiter*innen ausgefüllte, anonyme 

Fragebogen wurde in ein Kuvert gesteckt, verschlossen bei der Jugendamtsleitung gesammelt und 

dann an das IPP geschickt. Wer wollte, konnte den Fragebogen auch direkt und portofrei an das IPP 

schicken. 

 

Rücklauf: Aufgrund der starken Fallbelastung bzw. des knappen Personalstands konnten in drei 

Bezirken nur Teile der RSD Mitarbeiter*innen befragt werden. 

• Von den 418 gemeldeten Mitarbeiter*innen haben letztlich 180 einen Fragebogen zurück 

geschickt (Ausschöpfung 43 Prozent). 

• Abzüglich jener Kolleg*innen, die zum Zeitpunkt der Befragung krank waren oder 

strukturbedingt32 nicht teilnehmen konnten ergibt sich eine Rücklaufquote von 56 Prozent. 

                                                           

31
 Der Grund ist u.a. dieser Zwischenbericht, um bereits erste Ergebnisse nennen zu können. Der zweite Termin wurde 

bewusst so spät wie möglich gesetzt, um  im Endbericht ein möglichst aktuelles Bild zu Bekanntheit und Akzeptanz 
beschreiben und bewerten zu können. 
32

 Damit sind vor allem jene Teilregionen der Jugendämter gemeint, die aufgrund der starken Fallbelastung und des 
Krankenstands letztlich doch nicht in die Befragung einbezogen wurden. 
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Fragebogen: Aufgrund der oben bereits erwähnten starken Fallbelastung wurde ein vergleichsweise 

kurzer Fragebogen formuliert (20 Fragen zu sieben Bereichen, den man in 10-20 Minuten ausfüllen 

konnte33). Die folgende Abbildung zeigt die Zusammensetzung des Rücklaufs nach anonymisierten 

Bezirken bzw. die Zahl der einzeln (=7E) zurückgeschickten Fragebögen 

 

Abbildung 10: Verteilung des Rücklaufs über die beteiligten Jugendämter (N=180) 

 

6.1 Wie viele RSD Mitarbeiter*innen kennen die BBO?  

Die Befragung ergab einen Bekanntheitswert von immerhin 53,4 Prozent. Dies bedeutet umgekehrt 

aber auch, dass trotz der umgesetzten Top-down-Bekanntmachungsstrategie nach zwei Jahren BBO 

Jugendhilfe immer noch 46,6 Prozent aller RSD Mitarbeiter*innen nicht wissen, dass es in Berlin eine 

unabhängige Beratungs- und Ombudsstelle in der Jugendhilfe gibt. 

Informationsquellen zur BBO: Analysiert man den Hintergrund aus denen die 53,4 Prozent der 

Mitarbeiter*innen ihre Informationen haben zeigen sich drei Informationsquellen.  

 Informationsquelle Medien . Ein kleiner Teil der RSD Mitarbeiter*innen bezog ihr Wissen aus 

einer der folgenden Quellen.34 Hier handelt es sich um Mehrfachnennungen. 

- 3,3  Prozent über Fachartikel 
- 3,3  Prozent über Veranstaltung (in denen die BBO Jugendhilfe einen Auftritt hatte) 
- 6,7  Prozent über Medien 
- 8.9  Prozent über die Arbeit des BRJ e.V. (Veröffentlichung, Veranstaltungen, 

Pressemitteilungen) 

 Die zweite Quelle sind Berichte aus dem Jugendamt selbst. (Hier handelt es sich um 

Mehrfachnennungen) 

- 16,7  Prozent über Besprechungen im Team  
- 25,6  Prozent über Erzählungen von RSD Kolleg*innen 
- 31,1  Prozent über Berichte Vorgesetzte  

                                                           

33
 Die Bereiche sind: Bekanntheit/Akzeptanz/Image/Bewertung/eigene Beschwerdekultur/Fortbildung/Angaben zur Person. 

34
 Mehrfachnennung bedeutet, dass man mehrere Antwortmöglichkeiten ankreuzen kann und man folglich die einzelnen 

Prozentwerte nicht zu einem Gesamtwert addieren darf. 



   

 

32 IPP 2017 

 

Die dritte Quelle bildet schließlich die eigene Erfahrung. Hier gaben 13,6  Prozent  an, das sie bereits 

persönlich mit der BBO Jugendhilfe bzw. Mitarbeiter*innen der BBO Jugendhilfe oder/und Fällen, in 

denen sie wissen, dass die BBO Jugendhilfe beraten hat, zu tun hatten.  

Bildet man eine Typologie, die nochmals zwischen direktem und indirektem Wissen unterscheidet 

und auch jene einbezieht, die kein Wissen haben, lassen sich folgende fünf Gruppen unterscheiden.

 

Abbildung 11: Wissenstand zur BBO Jugendhilfe – 5 Gruppen  (N=178, Angaben in Prozent) 

Ein direktes Wissen erwirbt man, wenn man einen Fall betreut, an dem die BBO Jugendhilfe beteiligt 

war und man so die Beratungsarbeit der BBO Jugendhilfe miterleben kann (9,6 Prozent) oder wenn 

man eine/n Mitarbeiter*in der BBO Jugendhilfe in einer Präsentationsveranstaltung (zur Arbeit der 

BBO) erlebt hat (9 Prozent). 

Indirektes Wissen erwirbt man aus Berichten von Dritten, insbesondere Vorgesetzten und 

Kolleg*innen. Dies trifft für 27 Prozent der RSD Mitarbeiter*innen35 zu. Hinzu kommen noch jene, die 

ihr Wissen (ausschließlich) aus einer Veröffentlichungen (Fachzeitschrift/Medien) über die BBO 

Jugendhilfe erworben haben. Diese Gruppe umfasst weitere 7,9 Prozent. Als fünfte und letzte 

Gruppen verbleiben schließlich jene 46,6  Prozent, die bislang gar nicht wissen, dass es die BBO 

Jugendhilfe gibt. Vergleicht man die sechs Regionen schwankt der Anteil jener, die „keinerlei Wissen“  

über die Existenz der BBO Jugendhilfe haben, zwischen 33 Prozent und 80 Prozent. Nimmt man jene 

Gruppe mit „direktem Wissen über eigene Fallarbeit“ schwankt ihr Anteil zwischen 0 Prozent (trifft 

für zwei Regionen zu) und 34 Prozent (Spitzenwert in einer Region). 

Informationsweitergabe: Die Frage ob in ihrem Jugendamt auch Informationsmaterial über die BBO 

Jugendhilfe ausliegt, haben 27 Prozent mit „Ja“ beantwortet. In zwei Regionen liegt der Anteil unter 

20 Prozent. In weiteren drei Regionen liegt der Wert zwischen 30 und 40 Prozent. Nur in einer Region 

                                                           

35
 Dass der Anteil kleiner ausfällt als jene 31 Prozent, die über die BBO von Vorgesetzten erfahren liegt daran, dass auch bei 

der Gruppe mit direktem eigenen Fallwissen Personen sind, die zusätzlich über Vorgesetzte und Kolleg*innen über die BBO 
Jugendhilfe etwas erfahren haben. 
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sind sich 90 Prozent der Mitarbeiter*innen sicher, dass bei ihnen Infomaterial zur BBO Jugendhilfe 

ausliegt.36 Es ist somit davon auszugehen, dass in noch relativ wenigen Jugendämtern einschlägiges 

Informationsmaterial zur BBO37 in ausreichender Zahl ausliegt.38 

Neben der Weitergabe von schriftlichem Informationsmaterial gibt es auch die Möglichkeit, dass die 

RSD Mitarbeiter*innen ihre Klientel selbst über die Existenz der BBO Jugendhilfe informieren. Für uns 

war deshalb wichtig zu sehen, wie viele Mitarbeiter*innen der Jugendämter bereits eine Art 

Multiplikator*innenrolle eingenommen haben. 21 der befragten Kolleg*innen haben Klient*innen 

über die Existenz der BBO Jugendhilfe informiert und 13 haben auch mindestens in einem Fall die 

Kontaktdaten der BBO Jugendhilfe weitergegeben. Der größte Teil, der eine aktiven 

Informationspolitik betrieben hat, gehört, wie zu erwarten, der Gruppe an, die über direktes Wissen 

verfügt. Diese insgesamt noch „bescheidenen“ Zahlen zur Informationsweitergabe erklären auch, 

warum nur 5,6 Prozent der Klient*innen des Jahres 2016 angegeben haben, dass sie über die Existenz 

der BBO Jugendhilfe aus dem Jugendamt heraus erfahren haben. 

 

Die Mitarbeiterinnen wurden auch um einen Einschätzung gebeten, wie sinnvoll sie es finden, dass in 

Zukunft in allen Hilfeplanverfahren die Klient*innen über die Möglichkeit einer unabhängigen, 

ombudschaftlichen Beratung durch die BBO Jugendhilfe informiert werden. Hier hat mit 153 der 

Großteil der Befragten RSD-Kolleg*innen geantwortet. 

 

Abbildung 12: Finden Sie es zukünftig sinnvoll, dass in allen Hilfeplanverfahren die Klient*innen über die 
Möglichkeit einer unabhängigen, ombudschaftlichen Beratung durch die BBO Jugendhilfe informiert 
werden? (N=153, Angaben in Prozent) 

 

Es zeigt sich eine ambivalente Einschätzung dieser Frage unter den RSD Kolleg*innen. Die Mehrheit 

(56 Prozent) hält es für eine sinnvolle Möglichkeit, aber eine nur wenig kleinere Gruppe (44 Prozent) 

                                                           

36
 Bei jenen, die ihren Fragebogen einzeln an das IPP geschickt haben liegt der Wert bei 18 Prozent.  

37
 Allerdings muss man auch sagen, dass außer einer Informationskarte die BBO Jugendhilfe bis Mitte 2016 selbst kein 

weiteres Informationsmaterial verteilt hat. 
38

 Oder wenn es ausliegt selbst für die eigenen Mitarbeiter*innen bislang nicht einfach zu erkennen ist. 
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lehnt dies eher ab. Hier handelt es sich eher um eine Haltung als um eine Frage der Erfahrung, denn 

auch bei jenen, die schon konkrete Erfahrungen mit der BBO Jugendhilfe gemacht haben, gibt es 

beide Bewertungsmuster. Typisch für eine ambivalente Bewertung ist beispielsweise eine Kollegin, 

die selbst Erfahrungen gemacht hat und die die Arbeit der BBO Jugendhilfe sehr lobt, aber bezüglich 

der oben gestellten Frage skeptisch ist.39 Sie befürchtet, „dass die Klient*innen allzu schnell denken 

könnten, dass die BBO doch Teil des Jugendamts ist bzw. die Aufgabe hat die  Perspektive des 

Jugendamts zu vertreten.“ 

Damit kann man festhalten, dass die BBO Jugendhilfe zwar bei etwas über der Hälfte der RSD 

Mitarbeiter*innen bekannt ist, allerdings der größte Teil des Wissens vom Hörensagen kommt. 

Eigene Erfahrungen aus einem Fall, an dem die BBO Jugendhilfe beteiligt ist, oder aus einer 

Veranstaltung der BBO, an der man selbst anwesend war, hat nur jede/r fünfte Kollege*in. Auch ist 

die Chance für Klient*innen über Infomaterial oder einen Hinweis eines/r RSD Mitarbeiter*in über 

die Existenz der BBO Jugendhilfe erfahren zu können bislang sehr klein. Die Frage, wie man diesen 

unzulänglichen Informationsstand40 verbessern kann, sollte zwischen den Jugendämtern und der BBO 

Jugendhilfe noch während der Modellphase geklärt werden. 

6.2 Wie akzeptiert ist die Arbeit einer unabhängigen BBO Jugendhilfe? 

Zur Akzeptanz wurden Fragen gestellt, die sowohl allgemeine Einschätzungen zur Wirkung und 

Arbeitsweise ombudschaftlicher Arbeit betrafen als auch Bewertungen gemachter Erfahrungen.41 Bei 

den eher allgemeinen Fragen, die kein direktes Fallwissen benötigen, zeigt sich ein wichtiger 

Unterschied, wie der Vergleich der beiden Abbildungen zeigt.   

Jene Kollegen*innen, die ihr (indirektes) Wissen aus einer Vorstellung der BBO Jugendhilfe im 

Jugendamt oder aus Erzählungen/Berichten von Kolleg*innen und Vorgesetzten ziehen, sehen sich zu 

einem großen Teil nicht in der Lage, die folgenden Fragen sicher beantworten zu können. Am 

ehesten trauen sie sich Aussagen zu bei der Frage, ob die BBO Jugendhilfe im Konfliktfall auf Seiten 

der Klientel steht. Davon gehen 38,5 Prozent aus. Der weitaus größere Teil vermittelt, dass ihm 

derzeit das Detailwissen fehlt, um diese Fragen beantworten zu können. 

                                                           

39
 Diese Information stammt aus einem Interview. 

40
 In allen Jugendamtsbezirken wurde die BBO Jugendhilfe in Leitungsrunden vorgestellt. Es ist keine Frage schlechter 

Informationsweitergabe im Amt, sondern ein Problem von „Top-down“ Informationsweitergaben, die diese Werte erklärt. 
Der sogenannte kaskadische Informationsweg geht von Ebene zu Ebene einher mit einem Verlust an Informationsdichte 
und -sicherheit (vgl. u.a  Deutinger, G. (2013) Kommunikation in Change. Erfolgreich kommunizieren in 
Veränderungsprozessen. Heidelberg: Springer/Gabler). 
41

 Geantwortet haben hier folglich nur jene RSD Mitarbeiter*innen die die BBO kennen. 
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Abbildung 13: Welche Aussagen treffen ihrer Meinung nach auf die Arbeit der BBO Jugendhilfe zu? 
Antworten der Gruppe mit „indirektem Wissen“ (N=26, Angaben in Prozent)

42
 

 
Deutlich anders und für die BBO Jugendhilfe positiv fällt die Antwort jener aus, die über ein direktes 

Wissen verfügen. Hier ist sich fast jede/r sicher, dass durch die Arbeit der BBO Jugendhilfe das 

Bewusstsein der Klient*innen über ihre Rechte und Pflichten gestärkt wird. Fast drei Viertel teilen die 

Einschätzung, dass die BBO Jugendhilfe versucht eine Verständigung zwischen den 

Verfahrensbeteiligten herzustellen, und etwa zwei Drittel der Gruppe der RSD Mitarbeiter*innen 

glauben, dass die BBO Jugendhilfe die Erfahrung von Selbstwirksamkeit der Klient*innen stärkt bzw. 

Klient*innen dazu verhilft ihr Anliegen verständlicher formulieren zu können. Letzteres hängt mit der 

Einschätzung zusammen, dass die BBO Jugendhilfe letztendlich auf Seiten der Klientel steht. 

 

Abbildung 14: Welche Aussagen treffen ihrer Meinung nach auf die Arbeit der BBO Jugendhilfe zu? 
Antworten der Gruppe mit „direktem Wissen“ (N=16, Angaben in Prozent) 

                                                           

42 Während alle mit direktem Wissen diese Frage beantwortet haben, gilt dies für die Gruppe mit indirektem Wissen nicht. 

Würde man diese dazu nehmen wäre der Anteil jener, die angeben die jeweiligen Items nicht beurteilen zu können noch 

höher. 
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Die Zurückhaltung jener mit indirektem Wissen ist nachvollziehbar. Offensichtlich reicht den meisten 

dieser Kolleg*innen das Wissen, das sie über Vorgesetzte und Kolleg*innen bzw. aus 

Teambesprechungen gewonnen haben, nicht aus, um Art und Wirkung der Arbeit der BBO 

Jugendhilfe wirklich beurteilen zu können. Diejenigen, die über ein direktes Wissen verfügen, haben 

hier schon mehr Sicherheit und kreuzen entsprechend seltener die Antwortmöglichkeit „kann ich 

nicht beurteilen“ an.43 Und sie glauben auch eher an nachhaltige Wirkungen. In allen Kriterien (mit 

Ausnahme des ersten Kriteriums) bewerten über zwei Drittel das Wirkungspotenzial der BBO 

Jugendhilfe positiv. Geht es um konkretes Wissen aus Fällen, zeigt sich bei über 75 Prozent der RSD 

Mitarbeiter*innen, die über solche Erfahrungen verfügen, eine positive Wertschätzung für die BBO. 

 

Abbildung 15: Wie bewerten Sie Ihre Erfahrungen mit der BBO Jugendhilfe? (N=16, Angaben in Prozent) 

 

Interessant ist, dass diese positive Wertschätzung nicht darauf fußt, dass die Beteiligung der BBO 

Jugendhilfe an einem Fall ihnen im Umgang mit der Klientel automatisch Vorteile verschafft. Wir 

haben diesen Aspekt noch einmal vertieft untersucht und zusätzlich die Frage gestellt: Sehen Sie 

auch Probleme, die durch die Arbeit der BBO Jugendhilfe für die Jugendämter entstehen könnten? 

Das Ergebnis fällt mit 49 Prozent (Ja) zu 51  Prozent (Nein) ambivalent aus. So sehen die RSD 

Mitarbeiter*innen auch eine Reihe von Problemen, wie zum Beispiel44, dass sich das 

Hilfeplanverfahren verlängert und Mehrarbeit auf sie zukommt. In den Antworten finden sich aber 

auch Aussagen, die grundsätzliche Sorgen gegenüber der Arbeit der BBO Jugendhilfe beinhalten: 

• „Bei schwierigen Verläufen ziehen sich Eltern aus der Verantwortung und lassen BBO aktiv 
werden, Gefahr der Manipulation durch psychisch anfällige Eltern; Der Konflikt mit 
Jugendamt wird verschärft.“ 

• „Es kommt zu Streit und Mehrkosten und womöglich zu nicht effektiven oder ganz neuartigen 
Fallgeschichten.“ 

• „Ich sehe Mehrarbeit, massive Konflikte im Kinderschutzbereich, Störungen im 
Beratungsverlauf durch mangelndes Fachwissen des BBO Mitarbeiters.“ 

                                                           

43
 Allerdings muss man auf das vergleichsweise kleine N hinweisen (N=16). 

44
 Es bestand die Möglichkeit die Einschätzung in eigenen Worten begründen zu können. 
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• „Träger, der eine Verlängerung der Jugendhilfe für junge Volljährige wollte, erschien mit der 
Bemerkung: Sie hätten sich von BBO beraten lassen; sollte ich nicht verlängern, schalten die 
sich ein - Erpressung!?“  

 

Diese Sorgen und Bedenken sind wichtig für die Öffentlichkeitsarbeit bzw. Darstellung der Arbeit der 

BBO Jugendhilfe und  machen auch noch einmal deutlich, wie wichtig konkretes Erfahrungswissen ist. 

Jene bislang noch wenigen Kolleg*innen, die konkretes Erfahrungswissen haben, formulieren mit 

zwei Ausnahmen keine kritischen Anmerkungen zur Arbeit der BBO. 

Für die weitere Öffentlichkeitsarbeit und Überzeugungsarbeit der BBO Jugendhilfe bei den RSD 

Mitarbeiter*innen ist auch interessant, was die RSD Mitarbeiter*innen auf die Frage angeben: Was 

müssten Sie selbst über die Arbeit der BBO Jugendhilfe wissen, um das Klientel sinnvoll informieren 

zu können?45 Hier zeigt sich vor allem das Interesse, den Arbeitsansatz der BBO Jugendhilfe genauer 

kennen zu lernen. Typisch sind Aussagen wie die Folgenden:  

 „Welcher Zweck, welche Funktion, -was hat es für das Klientel für Vorteile, wie oder ob erfolgt 
Informationsaustausch zwischen BBO und Jugendamt.“ 

 „Für welche Zielgruppen kommt die BBO Jugendhilfe in Frage? Wer kann sich mit welchem 
Anliegen an diese Stelle wenden?“ 

 „Arbeitsinhalte aber auch Grenzen der Arbeit“ 

 „Sind die Mitarbeiter*innen  in der Lage, den Hilfeprozess zu fördern? welche Möglichkeiten 
haben diese? Welche Ausbildung?“ 

Für ein Drittel der RSD-Kolleg*innen, die sich zu dieser Frage äußern, stehen solche inhaltlichen 

Themen im Mittelpunkt. Manche ergänzen sie um eher technische Fragen zur Erreichbarkeit 

(Öffnungszeiten, Zugangswege, Kontaktdaten), andere um weitergehende, grundsätzliche Fragen. 

Drei Beispiele dazu: 

 „Wem gegenüber besteht eine Verpflichtung? Ist eine Allparteilichkeit gewährleistet?“ 

 „Welche Aufgaben hat sie und welchen Grund gibt es, dass die Stelle eingerichtet wurde und 
warum nur für drei Jahre und warum hat die Dienststelle uns (bislang) nicht über das Angebot 
der Ombudsstelle informiert.“ 

 „Rechtliche Grundlagen und Abgrenzung zum Beschwerdemanagement.“ 

 
Nur ein sehr kleiner Teil der Kolleg*innen (6 Prozent) nutzt diese Frage, um noch einmal 

grundsätzlich ihre Skepsis bzw. Ablehnung oder auch Nicht-Interesse zur Arbeit der BBO Jugendhilfe 

formulieren zu können: 

 „Die Option ist nicht präsent in meiner täglichen Arbeit - zu viel Stress“ 

 „Wenn Klienten Probleme mit meiner Arbeit haben, würde ich ihnen nicht noch Material über 
die BBO-JH geben“ 

 „Welchen Mehraufwand das für eine überlastete, schlecht organisierte Behörde darstellt“. 

 
Vielfach werden Wünsche nach einer verbesserten Öffentlichkeits- und Informationspolitik 

formuliert. So sagt eine RSD Mitarbeiterin : „Ich habe durch diese Befragung das erste Mal davon 

                                                           

45
 Dies war eine offene Frage: Es bestand die Möglichkeit die Antwort in eigenen Worten begründen zu können. Die Hälfte 

der RSD-Mitarbeiter*innen haben Nachfragen gestellt. 
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gehört und im Internet ersten Versuch gestartet, mehr zu erfahren; hilfreich wäre für mich zunächst 

erst einmal die "Sichtung" von Ihrem Infomaterial, ich werde mich darum bemühen“.  Noch bietet der 

Internetauftritt der BBO Jugendhilfe allerdings kein entsprechendes Informationsmaterial.46  Andere 

formulieren einfach den Wunsch (und die Einladung): „Stellen sie sich doch einfach mal vor.“ 

Wenn die personelle Situation bei der BBO Jugendhilfe es zuließe47, wäre eine Vorstellung bei den 

zuständigen HzE Mitarbeiter*innen in den einzelnen Jugendämtern sicher ein sehr 

erfolgsversprechender Weg für mehr und genaueres Wissen zur Arbeit der BBO Jugendhilfe. 

  

                                                           

46
  Allerdings bietet der Träger BRJ e.V sehr umfangreiche Informationen zum Thema „Ombudschaft“ an. 

47
 Das bedeutet, dass in jedem Bezirk vermutlich mehrere Termine notwendig wären, also sicher insgesamt mehr als 50 

Termine. 
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7. Fazit 

Gibt es einen ausreichenden Bedarf? Die BBO Jugendhilfe hat mit den beratenen Fällen das 

quantitative Kriterium von 100 Fällen pro  Jahr ebenso erfüllt wie das Ziel einer kontinuierlichen 

Steigerung der Fallzahlen. Wurde von einigen Experten 2014 noch befürchtet, dass es gar nicht genug 

Nachfrage für eine solche Stelle gibt,48 kann man heute festhalten, dass ein solcher Bedarf zweifellos 

vorhanden ist. Für den gesamten Förderzeitraum kann man (Lotsenfälle mit eingeschlossen) über 

700 Fälle, geht es  nur um HzE-Beratungsfälle über 450 Fälle prognostizieren. 

 
Kommen die „Richtigen“? Im Mittelpunkt der Fälle stehen, unabhängig über wen der Erstkontakt 

erfolgt, Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene. Alle 134 HzE-Beratungsfälle bewegen sich im 

vereinbarten Spektrum der HzE Jugendhilfeleistungen. Die auch so erwarteten Schwerpunkte sind 

Leistungen nach § 27 in Verbindung mit dem § 34 stationäre Unterbringung, sowie Leistungen nach 

dem § 41 und § 42 SGB VIII. Zusammengenommen bilden sie 60 Prozent der Beratungsfälle. Wie breit 

gefächert die Anliegen der Ratsuchenden sind, zeigen die weiteren 40 Prozent. 

Die betroffenen Kinder und Jugendlichen verteilen sich über alle Altersgruppen. Im Vergleich zur 

allgemeinen Jugendhilfestatistik gibt es eine überdurchschnittliche Repräsentanz der Altersgruppe 

der 17-jährigen und Älteren. Dies ist angesichts der besonderen Herausforderungen dieser 

Altersgruppe im Übergang nicht überraschend. Auch die Erfahrungen der 10-jährigen Vorläuferarbeit 

des BRJ e.V.  und die aktuelle Care Leaver Debatte sprechen für einen besonderen Bedarf dieser 

Teilzielgruppe. 

Die in der Vorphase geäußerten Befürchtungen, dass die BBO Jugendhilfe primär von wenigen HzE-

Anliegen (beispielsweise nach § 41 SGB VIII) in Anspruch genommen wird, haben sich bislang jedoch 

nicht bestätigt. Im Gegenteil sowohl inhaltlich, wie auch rechtlich ergibt sich eine Vielzahl von 

Anliegen, die im HzE-Bereich liegen und die von einer ebenfalls heterogenen Gruppe von 

Ratsuchenden formuliert werden.  

 
Profitieren der Ratsuchenden von der Beratung? Die bisherigen Interviews mit Klient*innen lassen 

noch keine endgültige Aussage über den erreichten Nutzen zu, der Trend ist jedoch unverkennbar. 

Die BBO Jugendhilfe wird als wichtige Unterstützung erlebt, mit deren Hilfe und Aufklärung es 

gelingt, den bisherigen Fallverlauf besser zu verstehen und nach Möglichkeiten zu suchen sich und 

die eigenen Ziele als Teil eines akzeptablen Lösungsvorschlags zu erleben. Die sechs untersuchten 

Erfolgskriterien auf der Nutzenebene werden mit hoher Wahrscheinlichkeit erreicht werden. 

 

 

                                                           

48
 Ein Beispiel: „Wenn ich sehe, dass unsere gut entwickelte interne Beschwerdestelle letztes Jahr kaum Fälle hatte, frage ich 

mich schon, ob es überhaupt genug Fälle für so eine externe Stelle gibt.“ (vgl. Straus/Höfer 2015, 16) 
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Reichen die bisherigen Zugangswege? Der Zugang zur BBO Jugendhilfe ist immer noch durch Zufälle 

und komplizierte Wege gekennzeichnet. Wie wichtig eine neue  Öffentlichkeitsstrategie49  ist, kann 

man an der Bekanntheit der BBO Jugendhilfe in den Jugendämtern sehen. Bei den befragten RSD 

Mitarbeiter*innen kennen zwar 53,6 Prozent die BBO Jugendhilfe, aber nur ein kleiner Teil verfügt 

über ein konkretes Wissen. Bei denjenigen mit einem direkten Wissen ist die Akzeptanz und 

Zufriedenheit hoch. Noch ist es zu früh, um hier Aussagen ableiten zu können, und noch wünschen 

sich die meisten der RSD Kolleg*innen viel mehr Informationen zur Arbeitsweise der BBO 

Jugendhilfe. Sollten sich aber erkennbare Trends in der Einschätzung der BBO Jugendhilfe fortsetzen, 

führt die konkrete Fallarbeit der BBO Jugendhilfe bei drei Viertel der von den Fällen betroffenen RSD 

Mitarbeiter*innen nicht zur Einschätzung, dass alles komplizierter, aufwendiger und konfliktreicher 

wird. Es überwiegt die Einschätzung, dass die BBO Jugendhilfe den Klient*innen hilft, ihre Anliegen 

verständlicher zu formulieren, und das Bewusstsein über Rechte und Pflichten stärkt. Die BBO 

Jugendhilfe wird dabei auf Seiten der Klient*innen erlebt und zugleich stimmt man der Aussage zu, 

dass die BBO Jugendhilfe eine Verständigung zwischen allen Beteiligten herstellt. 

Noch sind dies empirisch begründete Trendaussagen, die erst durch die weiteren Interviews und 

Befragungen der Klient*innen sowie durch die abschließenden Befragungen in den Jugendämtern 

und bei den freien Trägern ihre Bestätigung finden müssen. Wenn der Trend sich bestätigt, ist die 

BBO Jugendhilfe ihrem Ziel50 „Betroffene zu unterstützen ihre Rechte in der Kinder- und Jugendhilfe 

zu erkennen und selbst durchzusetzen“ und „dabei grundsätzlich im Kontakt mit den Fachkräften der 

Jugendhilfe eine Lösung des Konflikts zu suchen“, schon sehr nahe gekommen. 

 

  

                                                           

49
 Ideen in diesem Zusammenhang könnten u.a  sein, dass es eine landesrechtliche Verpflichtung der öffentlichen 

Jugendhilfe (über das Berliner Ausführungsgesetz) gibt, im Konfliktfall auf die Ombudsstelle zu verweisen oder/und die 
Senatsverwaltung eine Ausführungsvorschrift erlässt, mit der die Bezirke verpflichtet werden, auf die Jugendhilfebescheide 
den Hinweis auf die Ombudsstelle zu drucken. 
50

 Smessaert, A. /Fritschle, U. Ombudschaftliche Beratung hilft! Wie die BBO Jugendhilfe Betroffene unterstützt, ihre Rechte 
in der Kinder- und Jugendhilfe zu erkennen und selbst durchzusetzen. In ZJJ Schwerpunktheft „Anwaltschaft Verteidigung, 
Ombudschaft 
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